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Beschlusskammer 4

BK4-20-083  

Beschluss  

In dem  Verwaltungsverfahren  nach § 29  Abs.  1 EnWG  i.V.m.  § 32  Abs.  1  Nr.  8c ARegV  

hinsichtlich  der  Festlegung  zur  Höhe  der  Betriebskostenpauschale gemäß  § 23  Abs.  1a  S.  2  
ARegV  für  den  Zeitraum  bis zum  Zeitpunkt  einer  Inbetriebnahme von  Anlagengütern  für  Betrei­
ber  von  Übertragungsnetzen  

hat  die  Beschlusskammer  4 der  Bundesnetzagentur  für  Elektrizität,  Gas,  Telekommunikation,  
Post  und  Eisenbahnen,  Tulpenfeld  4,  53113  Bonn,  

durch ihren  Vorsitzenden   Alexander  Lüdtke-Handjery,  

ihren  Beisitzer       Roman Smidrkal       

und  ihren Beisitzer     Rainer  Busch  

am  __.__.2020  

beschlossen:  

1.	  Für  den  Zeitraum  bis  zum  Zeitpunkt  der  vollständigen  Inbetriebnahme der  Anlagegüter  
der  Investitionsmaßnahme oder  eines Teils der  Investitionsmaßnahme wird  für  Betreiber  
von  Übertragungsnetzen eine  jährliche Betriebskostenpauschale  in Höhe von 0 %  fest­
gelegt.  

2.	  Die Betriebskostenpauschale  kommt  erstmalig  bei  der  Berechnung  der  jährlichen Be­
triebskosten  ab  dem  01.01.2021  zum  Tragen  und ist  anzuwenden,  solange keine  andere  
Festlegung  gemäß  §  29  Abs.  1 EnWG  i.V.m.  § 32  Abs.  1  Nr.  8c  ARegV  getroffen  wur­
de..     

3.	  Unter  den  Anlagegütern für  Betreiber  von  Übertragungsnetzen  werden  alle  Anlagen­
komponenten zusammengefasst,  die  unter  den Abschnitten  „I.  Allgemeine  Anlagen“  und  
„III.  Fortleitungs- und Verteilungsanlagen“  der  Anlage  1 zu  §  6  Abs.  5  S.  1 StromNEV  
aufgeführt  werden.   

4.	  Eine Kostenentscheidung  bleibt  vorbehalten.  
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Gründe  

I.  

Die Beschlusskammer  hat  am  14.10.2020  gemäß  §  29  Abs.  1  EnWG  i.  V.  m.  § 32  Abs.  1 Nr.  8c 
ARegV  ein  Verfahren zur  Festlegung  einer  Betriebskostenpauschale  nach § 23  Abs.  1a  S.  2  
ARegV  für  den  Zeitraum  bis zum  Zeitpunkt  einer  Inbetriebnahme von  Anlagegütern  für  Betreiber 
von  Übertragungsnetzen eingeleitet.  Das Verfahren betrifft  die  Betreiber  von  Übertragungsnet­
zen,  die gemäß  § 54  Abs.  1 EnWG  der  Zuständigkeit  der  Bundesnetzagentur  für  die  Genehmi­
gung  von  Investitionsmaßnahmen  unterfallen.   

Durch die  „Verordnung  zur  Berechnung  der  Offshore-Netzumlage und zu Anpassungen  im  Re­
gulierungsrecht“  ist  grundsätzlich eine regulatorische  Unterscheidung  bei  Betriebskostenpau­
schalen für  genehmigte  Investitionsmaßnahmen zwischen  Zeiten  vor  und  nach der  Inbetrieb­
nahme eingeführt  worden.  Die Verordnungsbegründung  besagt:  

„Die Änderung erfolgt,  weil  nach  den Erfahrungen der  Bundesnetzagentur  aus den bisherigen  
Investitionsmaßnahmen bis zu  diesem  Zeitpunkt  eine pauschale  Geltendmachung  von  0,8 
Prozent  der  ansetzbaren  Anschaffungs- und Herstellungskosten zu  einer  überhöhten  Erstat­
tung  führt.  Bis zum  Zeitpunkt  der  vollständigen  Inbetriebnahme  der  Anlagegüter  dürften  Be­
triebskosten  generell  in  allenfalls geringerem  Umfang  anfallen.  Hinzu  kommt,  dass  ggf.  anfal­
lende  Betriebskosten  in die Anschaffungs- und  Herstellungskosten  einfließen  können,  wenn  
sie  von  dem  Unternehmen,  das die Anlagegüter  errichtet,  getragen  und  vom  Netzbetreiber  
nur  erstattet  werden.  Eine  pauschale  Ansetzung von Betriebskosten  könnte in  diesen  Fällen  
zu Doppelerstattungen  führen.  Schließlich haben  die  Netzbetreiber  die Möglichkeit,  Betriebs­
kosten  ggf.  im  Zeitpunkt  der  Inbetriebnahme der  Anlagegüter  zu  aktivieren.  Da dem  Netzbe­
treiber  aber  grundsätzlich auch  in  der  Errichtungsphase Betriebskosten  entstehen können,  
soll  die  Bundesnetzagentur,  gegebenenfalls auch  rückwirkend,  eine  angemessene  Pauschale  
für  diesen  Zeitraum  festlegen.“  (siehe  BR-Drs.  13/19  S.10)  

Hierzu  wurde  von  der  Beschlusskammer  ein  umfangreicher  und  gutachterlich  unterstützter  Ana­
lyseprozess gestartet.  Den  Auftrag  für  die  Erstellung  des Gutachtens zur  „Ermittlung  der  Be­
triebskostenpauschale  Strom  erhielt  die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  Ebner  Stolz  Mönning  
Bachem  Wirtschaftsprüfer  Steuerberater  Rechtsanwälte  Partnerschaft  mbBWIK  (Gutachter  Eb­
ner  Stolz).  Im  Rahmen  des Gutachtens wurden  von  den  Netzbetreibern  Erhebungsbögen  einge­
fordert,  in  denen  die  operativen Kosten  vor  Inbetriebnahme  und die relevanten  Anlagen  im  Bau  
angegeben  wurden.  Im  Rahmen  der  Datenabfrage  wurden  rund  143  Erhebungsbögen von den 
Übertragungsnetzbetreibern  übermittelt.  Die  Datenabfrage  umfasste den  Zeitraum  von  2009 bis 
2019  und mithin Projekte,  die einen kompletten  Zyklus,  d.h.  von  der  Vorplanung  bis  zur  Inbe­
triebnahme  durchliefen.  Diese  Informationen  wurden  von dem  Gutachter  Ebner  Stolz  verwendet,  
um  eine  Empfehlung  für  die  Festlegung  der  genannten Pauschale  abzugeben.  

Im  Rahmen  des Analyseprozesses wurden  seitens des  Gutachters Ebner  Stolz  und der  Be­
schlusskammer  Einzelgespräche  mit  den  Übertragungsnetzbetreibern angestoßen.   Aus diesen  
Gesprächen hat  sich ergeben,  dass  die  angegebenen  operativen  Kosten  aus höchst  unter­
schiedlichen  Sachverhalten resultierten.   

Eine allgemeingültige Begründung  für  die  Entstehung  von  operativen  Kosten  vor  Inbetriebnah­
me  eines Anlagegutes  gab es dabei  nicht.  Als Beispiel  für  die operativen Kosten  vor  Inbetrieb­
nahme wurde  u.a.  die  Prüfung  von Eingangsrechnungen angeführt.  Als  weitere  Beispiele  für  
operative  Kosten  wurden  sowohl  unterstützende  wie  überwachende Tätigkeiten  in  Rechtsabtei­
lungen und  in  IT-Bereichen  angegeben,  diese Kosten  seien  anteilig  auch der  Phase vor  Inbe­
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triebnahme  zuzuordnen.  Unter  anderem  ergaben sich  auch Angaben zu  Tätigkeiten  von Mitar­
beitern,  die vor  der  Inbetriebnahme  für  einen  reibungslosen  späteren Betrieb  angelernt  werden  
müssten,  hier  wurde  argumentiert,  diese  Kosten  seien nicht  aktivierbar.  Weiterhin  gaben  einige 
Übertragungsnetzbetreiber  auch an,  dass  zwar  direkt  zuordenbar  Betriebskosten  je  Maßnahme  
erfasst  werden,  es aber  unklar  sei o b  diese Kosten  tatsächlich  aktivierbar  wären.   

Insgesamt  wurde  jedoch  aus den Gesprächen  deutlich,  dass neben  den genannten  Beispielen  
noch relativ  unklar  ist,  was die  operativen  Kosten vor  Inbetriebnahme  verursacht  hat  bzw.  für  
welche vielleicht  auch  verallgemeinerungsfähige  Tätigkeiten  diese  nicht  aktivierbaren  Betriebs­
kosten  vor  Inbetriebnahme  anfielen.  Die  Übertragungsnetzbetreiber  vertraten  dennoch  die  An­
sicht,  dass  die allgemeinen  Personalkostensteigerungen  über  die  Investitionsmaßnahmen zu­
rückverdient  werden  müssten.   

Die Übertragungsnetzbetreiber  gaben  ferner  an,  dass  teilweise  operative  Kosten  vor  Inbetrieb­
nahmen  auch nach  Fertigstellung  der  Anlagegüter  in Ansatz  gebracht  werden  und  dass es sich 
dabei  um  den  kapitalkosten  zuzurechnende  Nachaktivierungen  handele.  Insgesamt  gab  es rela­
tiv  viele Rückfragen zu  Schlüsselungen  und  zur  Herleitung  der  - nach Angaben  der  Übertra­
gungsnetzbetreiber  - noch  verbliebenen  und  nicht  durch andere  Instrumente gedeckten  Kosten.  
Insgesamt  wurde  überwiegend das Bild dargestellt,  dass  nach einem  Basisjahr  die  Deckungslü­
cke relativ  gering  ist  aber  mit  der  Zeit  immer  größer  werde.  Die  nicht  gedeckten  Kosten  werden 
demnach  nach Angaben  der  Übertragungsnetzbetreiber  in  einer  Regulierungsperiode  mit  der  
Zeit  immer  größer.  

Ein  Übertragungsnetzbetreiber  gab  an,  dass die Kosten  für  den  Rückbau  bzw.  für  Provisorien  
nicht  aktivierungsfähig  seien.  Hierdurch würden  sich sehr  hohe  operative Kosten,  die der  Phase 
vor  Inbetriebnahme  zuzuordnen seien,  ergeben.  Es stellt  sich  die  Prüffrage,  ob  dieser  Sachver­
halt  als dem  Ausgangsniveau  zugeordnet  gelten kann,  da  dieser  regelmäßig  in Basisjahren  auf­
tritt;  dies bedeutet,  dass derartige  Kosten  durch den  Ansatz  im  Ausgangsniveau  z.B.  in  Form  
der  Zuführung  der  Rückbaurückstellungen  oder  der  Berücksichtigung  von  Abbruchaufwand  be­
reits  berücksichtigt  würde.  Dann  würde  dort  regelmäßig  ein  für  die nächste  Regulierungsperiode  
repräsentativer  Betrag  anerkannt  und  könnte  nicht  bei  der  Ermittlung  der  Betriebskostenpau­
schale  nochmals berücksichtigt  werden.  Bei  weiteren  Netzbetreibern gab  es Abweichungen zwi­
schen  Geschäftsbericht  und  den  in  Ansatz  gebrachten  Zahlen,  die  der  gesonderten Aufklärung  
bedurften.  

Zudem  waren  Rückfragen  zu  den  in  Ansatz  gebrachten  Schlüsselungen notwendig.  Ein  Über­
tragungsnetzbetreiber  gab  an,  dass  Nachaktivierungen  im  Erhebungszeitraum  stattfanden.  Zu­
dem  konnte innerhalb des Gespräches keine  Antwort  auf  die Frage  gegeben  werden,  warum  die  
Sachkosten  gegenüber  den Personalkosten überproportional  gestiegen  sind.  Der  Übertra­
gungsnetzbetreiber  gab  an,  dass  die  Anforderungen  generell  gestiegen  seien,  man  erbete  sich 
jedoch  noch Zeit  für  eine  schriftliche  Rückmeldung.  Auf  die  Frage  wie  man  gewährleisten  wolle,  
dass  mögliche  Ineffizienzen  nicht  ausschließlich den  Betriebskosten  der  Investitionsmaßnah­
men  zugeordnet  werden,  wurde  seitens  des Übertragungsnetzbetreibers  erläutert,  dass  man  
nach wie  vor  unterbesetzt  sei  und  Ineffizienz  im  Unternehmen  nicht  geduldet  würde.  Zudem  
wies der  Übertragiungsnetzbetreiber  daraufhin,  dass Kosten  der  Systemführung  vor  Verteilung  
der  nicht  gedeckten  Kosten auf  die  operativen  Kosten  der  Investitionsmaßnahmen  generell  her­
auszurechnen wären.  Zudem  gab  der  er  an,  dass  die sich ergebenden Differenzen zwischen  
den  übermittelten  Daten  und  den  Jahresabschlüssen  insbesondere  aus den Altersvorsorgekos­
ten  resultierten.  

Die Beschlusskammer  wies  einen Übertragungsnetzbetreiber  darauf  hin,  dass  die  in  der  Ver­
gangenheit  durch  die  Netznutzer  bezahlten  und nicht  in  Anspruch genommenen Rückstellungen  
ebenfalls bei  dem  Netzausbau  und  somit  auch bei  der  Debatte der  Betriebskostenunter- oder  
überdeckungen  kostenmindernd  in  Ansatz  zu  bringen  seien.  Werden  leitungsbezogene  Rück­
stellungen  für  das Grundbuchbereinigungsgesetz  in dreistelliger  Millionenhöhe  obsolet,  ist  nicht  
davon  auszugehen,  dass  Betriebskostenerhöhungen  existieren,  die  aufgrund  einer  singulären  
Betrachtung  gestiegener  Personalkosten  zusätzlich  vergütet  werden  müssten.  
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Auf  Nachfrage teilte ein  Übertragungsnetzbetreiber  mit,  dass  die  Betriebskostenpauschale  vor  
Inbetriebnahme  über  0,37  %  liegen  müsste.  Dieser  Aussage schlossen  sich –  unabhängig  von­
einander  - zwei  weitere  Übertragungsnetzbetreiber  an  und  erläuterten,  dass eine  noch höhere  
Betriebskostenpauschale  angemessen sei.  

Die Landesregulierungsbehörden sind gemäß  § 55  Abs.  1  S.  2 EnWG  von  der  Einleitung  des 
Verfahrens mit  Schreiben  vom  14.10.2020  informiert  worden.   

[….]  

Wegen  der  weiteren  Einzelheiten wird auf  den  Inhalt  der  Verfahrensakte  verwiesen.  
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II.
 

A.  Formelle  Rechtmäßigkeit  

I.  Zuständigkeit  

Die Bundesnetzagentur  ist  gemäß  §  23  Abs.  1a S.  2 ARegV  die  für  die Festlegung  zuständige  
Regulierungsbehörde.  Die  Zuständigkeit  der  Beschlusskammer  ergibt  sich  aus § 59 Abs.  1 S.  1  
EnWG.  

II.  Anhörung  

[…]  

III.  Beteiligung  von  Bundeskartellamt,  Landesregulierungsbehörden  und  Länderaus­
schuss 

Die Landesregulierungsbehörden  sind gemäß  §  55  Abs.  1  S.  2  EnWG  über  die  Einleitung  des 
Verfahrens jeweils mit  Schreiben  vom  14.10.2020  benachrichtigt  worden.  

[…]  

B.  Festlegung gemäß  §  29  Abs.  2 S.  1 EnWG  i.V.m. mit  § 32 Abs.  1  Nr.  8a  ARegV  und  § 34  
Abs.  12  S.  2  ARegV   
- Ermittlung  einer  angemessenen  Betriebskostenpauschale  

Die Festlegung  erfolgt  gemäß  § 29  Abs.  2  S.  1 EnWG  i.  V.  m.  §§  23  Abs.  1a  S.  2,  32 Abs.  1  Nr.  
8c ARegV  und  § 34  Abs.  12  S.  2 ARegV.   

Gemäß  § 29  Abs.  2  S.  1 EnWG  ist  die  Regulierungsbehörde  ermächtigt  in den  in  diesem  Ge­
setz  benannten Fällen  und  über  die Bedingungen  und  Methoden  für  den  Netzanschluss  oder  
den  Netzzugang  nach den in § 17  Abs.  3,  § 21a  Abs.  6  und § 24  genannten  Rechtsverordnun­
gen  Entscheidungen  durch  Festlegung  gegenüber  einem  Netzbetreiber,  einer  Gruppe  von  oder  
allen  Netzbetreibern  oder  den  sonstigen  in  der  jeweiligen  Vorschrift  Verpflichteten zu treffen.  Bei  
der  ARegV  handelt  es sich um  eine  Rechtsverordnung,  die auf  Grundlage der  in  §  21  a  Abs.  6  
EnWG  enthaltenen  Ermächtigung  erlassen wurde.  Gemäß §§  23  Abs.  1a  S.  2,  32  Abs.  1  Nr.  8c 
ARegV  hat  die Bundesnetzagentur  für  den Zeitraum  bis zum  Zeitpunkt  einer  Inbetriebnahme  
von  Anlagegütern  eine  Betriebskostenpauschale  festzulegen;  bei  der  Höhe  der  festzulegenden  
Betriebskostenpauschale  ist  die  tatsächliche  Höhe der  für  die  genehmigten  Investitionsmaß­
nahmen  notwendigen  Betriebskosten angemessen  zu  berücksichtigen.  Ferner  wird der  Regulie­
rungsbehörde  aufgrund der  Übergangsregelung  des § 34  Abs.  12 ARegV  die  Befugnis  einge­
räumt,  den  pauschalen  Wert  von  0,2 %  der  für  die Investitionsmaßnahme  ansetzbaren  Anschaf­
fungs- und  Herstellungskosten für  den  Zeitraum  bis zu der  vollständigen Inbetriebnahme  der  
jeweiligen  Anlagegüter  als Betriebskosten  durch Festlegung  nach  §  32  Abs.  1 Nr.  8c ARegV  
rückwirkend zum  22.  März  2019  anzupassen.   

Die vorliegende  Festlegung  erfolgt  im  Rahmen  des der  Regulierungsbehörde  gemäß § 29 Abs.  
2 S.  1 EnWG  eingeräumten Ermessens und  dabei  insbesondere  unter  Beachtung  des Grund­
satzes der  Verhältnismäßigkeit.   



6
 

Ziel  der  Festlegung  der  Betriebskostenpauschale vor  Inbetriebnahme der  entsprechenden  An­
lagegüter  ist  es,  dass  mit  Hilfe  dieses pauschalen  Instrumentes  über  die Summe aller  geneh­
migten  Investitionsmaßnahmen  die  zusätzlich entstehenden  operativen  Kosten gedeckt  werden.  
Daher  ist  es in der  Ermittlung  notwendig,  dass  auch nur  tatsächlich  anfallende und  nicht  über  
andere Instrumente gedeckte operative  Kosten berücksichtigt  werden.  Betriebskosten  vor  einer  
Inbetriebnahme  können  nur  zu Investitionsmaßnahmen  zugehörige  Kosten  sein,  wenn diese 
nicht  aktiviert  und  nicht  durch das System  der  Anreizregulierung  gedeckt  werden  können.  Dem­
entsprechend  wählten  die Übertragungsnetzbetreiber  - in Absprache  mit  der  Beschlusskammer  
- einen Top-Down-Ansatz.  Zuerst  wurden  die Hauptbestandteile  der  möglichen  operativen  Kos­
tensteigerungen  untersucht,  namentlich  meist  der  Personalaufwand  und z.B.  dessen  Steigerung  
nach dem  Basisjahr.  Von  diesem  erhöhten  Personalaufwand in den Jahren  nach  dem  Basisjahr  
sind  jedoch  diejenigen  Kosten nicht  zu  berücksichtigen  und  abzuziehen,  die  durch andere In­
strumente  bereits gedeckt  werden.  Dies bedeutet,  dass  beispielsweise die  Deckung  durch  Per­
sonalzusatzkosten  oder  durch aktivierte  Eigenleistungen  bei  einer  solchen  Betrachtung  bereits 
mindernd in  Ansatz  gebracht  werden  muss.  Dass sich aus Sicht  der  Übertragungsnetzbetreiber  
ergebende  Delta wurde  anschließend  auf  die einzelnen  Investitionsmaßnahmen  verteilt.  Andere  
Fernleitungsnetzbetreiber  konnten  demgegenüber  regional  oder  projektscharf  Kostenerfassun­
gen  im  Rahmen des Projektes  darlegen.  Bei  diesen  Angaben  konnte  durch projektbezogene  
Stundenaufschreibungen eine  direkte  Zuordnung  erfolgen  und  sämtliche  Kostenarten  wurden  
präzise und  nicht  nur  geschlüsselt  dargestellt.  Oftmals wurden  hier  wiederum  aber  Effekte aus 
den  Mitaktivierungen  nicht  vollständig  abgebildet.   

Einige Übertragungsnetzbetreiber  haben  angegeben,  dass Effizienzgewinne  der  Übertragungs­
netzbetreiber  im  Rahmen  der  Betrachtung  als einzubehalten  qualifiziert  und  exkludiert  werden  
müssten und nicht  durch eine pauschale Gegenrechnung  für  die  Betriebskostenpauschale wie­
der  abgezogen  werden dürften.  In diesem  Zusammenhang  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  beim  
oben  beschriebenen  Vorgehen  nicht  eindeutig  ist,  wie die  Netzbetreiber  in  Ihren  Angaben  ge­
währleisten,  dass  die  angegebenen Personalkostensteigerungen  ausschließlich auf  den zusätz­
lichen  Netzausbau  und  den  damit  einhergehenden  Personalkostenanstieg  zurückzuführen  sind.  
Konkret  geht  es dabei  um  die zusätzliche  und  ausschließlich  für  den  Netzausbau  im  Zusam­
menhang  mit  Investitionsmaßnahmen  einhergehende  Einstellung  von  Mitarbeitern.  Eine Ab­
grenzung  zu  den allgemeinen Kostensteigerungen beispielsweise durch Tarifanpassungen,  die  
nichts mit  dem  Netzausbau  und  den Investitionsmaßnahmen  tun  haben,  ist  aber  zu gewährleis­
ten.  Diesen  Nachweis  haben  die  Netzbetreiber  oftmals nicht  erbracht,  daher  ist  im  Ansatz  zu  
prüfen,  ob  die  auf  Basis ermittelter  Unterdeckungen  in Ansatz  gebrachten  Schlüsselungsgrößen  
der  operativen Kosten  nicht  überhöht  angesetzt  sein  könnten.  

I.  Definition  der  Anlagegüter für  Betreiber  von Stromversorgungsnetzen  

Zunächst  gilt  es,  den  genauen  Sachanlagevermögensumfang  im  Kontext  der  Anlagegüter  für  
Betreiber  von  Stromversorgungsnetzen  zu  bestimmen,  welche  berücksichtigungsnotwendige  
Betriebskosten  im  Zusammenhang  mit  Investitionsmaßnahmen  auslösen  können.  Unter  den  
Anlagegütern für  Betreiber  von Stromversorgungsnetzen werden  alle Anlagenkomponenten  
zusammengefasst,  die  unter  den Abschnitten  „I.  Allgemeine  Anlagen“  bis „III.  Fortleitungs- und  
Verteilungsanlagen“  der  Anlage  1 zu  §  6  Abs.  5 S.  1 StromNEV  geführt  werden.  

II.  Identifizierung und  Auswahl  von  Kostenkomponenten  und Kostentreibern   

Zur  Bestimmung  einer  angemessenen Betriebskostenpauschale können grundsätzlich alle  Kos­
tenpositionen  außer  den  Kapitalkosten  nach  § 6 bis 8 StromNEV,  den Fremdkapitalzinsen  nach 
§ 5  StromNEV,  weite Teile  der  kostenmindernden Erlöse und  Erträge  nach  §  9  StromNEV  und  
den  bereits über  § 11  ARegV  einbezogenen  Kostenpositionen  herangezogen werden.  Eine  ge­
sonderte Betrachtung  verlangen aktivierte Eigenleistungen,  die  als Ertrag  zu  den  kostenmin­
dernden Erträgen  gezählt  werden  können.  
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Die Anreizregulierungsverordnung  (ARegV)  enthält  keine  explizite  Definition  von  Betriebskosten.  
Eine implizite Definition  ist  unterdessen  über  §  23  Abs.  1  ARegV  i.V.m.  §  4 StromNEV  ableitbar.  
Gemäß  § 23 Abs.  1  ARegV  werden  die  Netzkosten  in  Betriebskosten  und  Kapitalkosten  unter­
teilt.  Nach Auslegung  der  Formulierung  in  § 23  Abs.  1  ARegV  und gesonderter  Festlegung  sind  
unter  Betriebskosten  bei  Investitionsmaßnahmen  grundsätzlich alle  Kostenkomponenten  zu  
subsumieren mit  Ausnahme der  Kapitalkosten  (kalkulatorische  Abschreibungen gemäß §  6  
StromNEV,  kalkulatorische  Eigenkapitalverzinsungen  gemäß  § 7 StromNEV  und  kalkulatorische  
Gewerbesteuern gemäß  §  8 StromNEV),  der  Fremdkapitalzinsen  (§  5  StromNEV)  sowie  der  in  
diesem  Kontext  hierzu korrespondierenden  kostenmindernden  Erlöse und  Erträge  (§ 9 Strom-
NEV).  

Ausgenommen  bei  der  Bemessung  der  Betriebskostenpauschale  sind  jene Kostenpositionen,  
die  bereits über  §  11  ARegV  (dauerhaft  nicht  beeinflussbare  Kosten  und  volatile Kosten)  in der  
Erlösobergrenze  berücksichtigt  werden.  Andernfalls käme es zu  einer  nicht  sachgerechten  
Doppelanerkennung  dieser  Kosten  (Kostenanteile)  in  der  Erlösobergrenze,  da  diese  Kostenan­
teile  generell  eine Anpassung  an  das jeweils tatsächlich angefallene Niveau  erfahren.  Ferner 
können  bereits  weitere  Kosten  durch die Erlösobergrenze  im  Übrigen  abgedeckt  sein.  Auch  die­
se sind zur  Vermeidung  eines Doppelansatzes nicht  im  Rahmen  einer  Betriebskostenpauschale  
der  Investitionsmaßnahmen  berücksichtigungsfähig.  

Bei  der  Bemessung  einer  Betriebskostenpauschale  ist  zu berücksichtigen,  dass insbesondere  
die  Kostenarten,  die  der  Funktionsfähigkeit  des betrachteten  Anlagengutes dienen,  abgedeckt  
werden.  Das sind  im  Wesentlichen  Personal- und  Sozialkosten,  Materialkosten  und sonstige  
betriebliche  Kosten  (z.B.  Versicherungskosten).  

III.  Datenermittlung  und  -plausibilisierung  

Zur  Ermittlung  einer  sachgerechten  Betriebskostenpauschale  für  die  relevanten  Anlagengüter  
war  zu  klären,  welche  Kostenkomponenten und  Kostentreiber  der  Betriebskosten  identifizierbar  
sind  und  welche  Kostenkomponenten  der  Betriebskosten  insgesamt  zu  berücksichtigen  sind.  
Hierauf  aufbauend  sind  durchschnittliche  Betriebskosten  sowie  durchschnittliche  Anschaffungs­ 
und  Herstellungskosten zur  Ermittlung  der  Betriebskostenpauschalen ermittelbar.  

Grundlage der  Ermittlung  bildete eine  umfangreiche  Datenabfrage,  mit  deren  Hilfe  derer  die  
Betriebskosten  kostenartenscharf  eruiert  wurden.  Die  Fernleitungsnetzbetreiber  konnten  mit  
Hilfe eines elektronischen  Erhebungsbogens sämtliche  Kostenarten  der  Betriebskosten  in der  
ihnen  aus der  Kostenprüfung  bekannten  Systematik  befüllen.  Die nachfolgenden Kostenarten  
separiert  nach Aufwandspositionen und kostenmindernden Erlösen  wurden im  Rahmen  der  Er­
hebung  abgefragt:  
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Kostenarten 

1.  Aufwandsgleiche  Kosten  

1.1 Materialaufwand 
 

1.1.1  Aufwendungen  für  Roh-,  Hilfs- und  Betriebsstoffe 
 

1.1.1.1  Aufwendungen für  die  Beschaffung  von Verlustenergie 
 

1.1.1.2  Aufwendungen für  Regelenergie 
 

1.1.1.2.a davon  Primärregelenergie 
 

1.1.1.2.b davon  Sekundärregelenergie 
 

1.1.1.2.c  davon  Minutenreserve 
 

1.1.1.3  Aufwendungen für  Kapazitätsreserve 
 

1.1.1.4  Aufwendungen für  strombedingte Redispatch-Maßnahmen 


1.1.1.5  Aufwendungen für  Netzreserve 
 

1.1.1.6  Aufwendungen für  Blindstrom  /  Spannungshaltung
  

1.1.1.7  Aufwendungen aus Kompensationszahlungen  für  grenzüberschreitende  Lastflüsse 


1.1.1.8  Aufwendungen für  Stromeinspeisung  durch Betreiber  dezentraler  Erzeugungsanlagen
 

1.1.1.8.1 nach EEG  (exklusive  Einspeisemanagement-Maßnahmen)
  

1.1.1.8.2 nach KWKG
  

1.1.1.8.3 nach §  18  StromNEV 
 

1.1.1.8.4 Einspeisemanagement-Maßnahmen 
 

1.1.1.9  Betriebsverbrauch 
 

1.1.1.10  Aufwendungen  für  Sicherheitsbereitschaft
  

1.1.1.11  Aufwendungen  für  Netzstabilitätsanlagen 


1.1.1.12  Sonstiges 


1.1.2  Aufwendungen  für  bezogene  Leistungen 
 

1.1.2.1  Aufwendungen für  TSO  System  Cooperation  (TSC)
  

1.1.2.2  Aufwendungen für  Schwarzstartfähigkeit
  

1.1.2.3  Aufwendungen für  überlassene  Netzinfrastruktur
  

1.1.2.4  Aufwendungen für  durch  Dritte  erbrachte  Betriebsführung
  

1.1.2.5  Aufwendungen für  durch  Dritte  erbrachte  Wartungs- und  Instandhaltungsleistungen 
 

1.1.2.6  Sonstiges 


1.2 Personalkosten 


1.2.1  Löhne  und  Gehälter
  

1.2.2  Soziale  Abgaben und Aufwendungen für  Altersversorgung  und für  Unterstützung
  

1.2.2.1  Altersversorgung
  

1.2.2.2  soziale Abgaben  und  sonstige Aufwendungen 
 

1.3 Zinsen  und  ähnliche Aufwendungen 
 

1.3.1  gegenüber  verbundenen  Unternehmen 
 

1.3.2  gegenüber  Unternehmen,  mit  denen  ein  Beteiligungsverhältnis besteht
  

1.3.3  gegenüber  Kreditinstituten 


1.3.4  Zinszuführungen  zu Rückstellungen 
 

1.3.5  Sonstiges 
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1.4 Sonstige  Steuern 


1.5 Sonstige  betriebliche Aufwendungen 


1.5.1  Konzessionsabgaben 
 

1.5.2  Mieten,  sonstige  Pachtzinsen,  sonstige Leasingraten,  Gebühren  und  Beiträge 
 

1.5.3  Versicherungen 
 

1.5.4  Bürobedarf,  Drucksachen  und  Zeitschriften 
 

1.5.5  Postkosten,  Frachtkosten  und  ähnliche Kosten 
 

1.5.6  Rechts- und  Beratungskosten 
 

1.5.7  Sponsoring,  Werbung,  Spenden 
 

1.5.8  Reisekosten  und  Auslösungen 
 

1.5.9  Bewirtung  und  Geschenke 


1.5.10 Wartung  und  Instandsetzung
  

1.5.11 Einzelwertberichtigungen  auf  Forderungen 
 

1.5.12 Pauschalwertberichtigungen  auf  Forderungen 
 

1.5.13 Zahlungen  an  Städte oder  Gemeinden  nach  Maßgabe von  § 5  Abs.  4 StromNEV 
 

1.5.14 Aufwendungen  aus dem  horizontalen Offshore-Ausgleich  - Zahlungen  an  andere ÜNB 
 

1.5.15 Sonstiges
  

Die Übertragungsnetzbetreiber  wurden im  Rahmen  der  zur  Verfügung  gestellten  Ausfüllhilfe  
darauf  hingewiesen,  dass  Betriebskosten,  die  bereits Eingang  in  das Ausgangsniveau  fanden  
bzw.  über  eine  dauerhaft  nicht  beeinflussbare Kostenart  bereits in der  Erlösobergrenze abgebil­
det  werden,  nicht  erneut  angegeben werden  dürfen.  Insofern  wurden  die  tatsächlich  entstande­
nen  zusätzlichen  Betriebskosten  der  Jahre  2009 bis 2019  abgefragt.   
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IV.  Datenauswertung  und-bereinigung 

Die von  den Übertragungsnetzbetreibern übermittelten  Erhebungsbögen  umfassten  insgesamt  
143  Investitionsmaßnahmen.  Die  Bandbreite  des Zeitraumes  beginnend mit  der  jeweils erstma­
ligen Kostenwirksamkeit  bis zu  Fertigstellung  der  kompletten  Anlage,  welche  Gegenstand der  
Investitionsmaßnahme  ist,  betrug  ein  bis zehn  Jahre.  Das durchschnittliche  Gesamtinvestitions­
volumen  betrug  TEUR  10.161.  Den  Median der  Gesamtinvestitionssumme der  einzelnen  Inves­
titionsmaßnahme haben  wir  mit  TEUR  6.195  ermittelt.  Die  Bandbreite  der  Investitionssumme je  
Maßnahme  umfasste  einen  Bereich von  TEUR  2  bis TEUR  92.462.  Insgesamt  zeigte sich  eine  
sehr  inhomogene  Verteilung  der  Investitionsvolumina.   

Im  Rahmen  der  Datenerhebung  wurde seitens des Gutachters Ebner  Stolz  zunächst  der  Zeit­
raum  von  2009  bis 2019  für  die  Betrachtung  abgefragt.  Vor  dem  Hintergrund der  seitens der 
Übertragungsnetzbetreiber  gewählten  Methodik  zur  Herleitung  der  OPEX  der  Investitionsmaß­
nahmen  in  der  Vorinbetriebnahmephase  als Deltabetrachtung  zu dem  jeweiligen  Basisjahr  als 
Bezugsgröße,  stellte sich jedoch die  Frage  nach dem  geeigneten  Betrachtungszeitraum.  Dabei  
galt  es  die  Zielsetzung,  der  Ermittlung  einer  Betriebskostenpauschale  für  die Vorinbetriebnahme  
von  Investitionsmaßnahmen für  die  Zukunft,  zu  berücksichtigen.  In  diesem  Zusammenhang  galt  
es ferner,  einen  möglichen Konflikt  zwischen der  Einbeziehung  möglicherweise schlechter  ge­
eigneter  Daten  durch eine Ausweitung  des Betrachtungszeitraumes und  eines nicht  ausreichen­
den  Umfangs der  Datenbasis,  gegeneinander  abzuwägen.  Hier  kommt  der  Gutachter  zum  Er­
gebnis,  dass die  Untersuchungen  der  Basisjahre 2011  und  2016  und ihre  Kostenfolgen in  der  
Regulierungsperiode 2014  bis 2018  sowie  dem  Jahr  2019  besser  geeignet  ist  als  unter  Einbe­
zug  der  Entwicklungen  in der  ersten Regulierungsperiode (2009  bis 2013).  Unter  Berücksichti­
gung  dieser  Aspekte  erachtet  der  Gutachter  Ebner  Stolz  den  Betrachtungszeitraum  von  2014  
bis 2019  für  die Ableitung  einer  Betriebskostenpauschale  als angemessen.   

Auf  Basis der  übermittelten  Daten  wurde  von ihm  sodann in einem  ersten  Arbeitsschritt  auf  
Ebene  der  einzelnen  Investitionsmaßnahme die  angegeben  OPEX  je  Kalenderjahr  zu  dem  End­
bestand  der  Anlagen in Bau  zum  Jahresende in Relation gesetzt.  Danach hat  er  für  jede  einzel­
ne  Investitionsmaßnahme  das Verhältnis der  OPEX  zu  den Anlagen  in  Bau  über  den  Gesamt­
zeitraum  (erstmalige  Kostenwirksamkeit  bis Fertigstellung  der  Gesamtmaßnahme)  als gewichte­
ten  Durchschnitt  der  in  Schritt  eins ermittelten  jährlichen  Werte berechnet.  Gewichtungsmaß­
stab  bildeten hierbei  die  jeweiligen  Jahresendbestände  der  Anlagen  in Bau in  Relation  zur  
Summe  aller  Jahresendbestände der  Anlagen  in  Bau  der  jeweiligen  Investitionsmaßnahme.  In  
einem  weiteren  Schritt  wurde  von ihm  die  Summe  der  OPEX  je Netzbetreiber  in  Relation  zu  der  
Summe  der  Jahresendbestände  der  Anlagen  in  Bau  auf  Ebene der  einzelnen  Kalenderjahre in  
Relation  gesetzt.  Aus den  jährlichen  Relationen  wurde  dann  durch ihn  wiederum  der  gewichtete  
Durchschnitt  je Netzbetreiber  ermittelt.  Gewichtungsmaßstab  bildeten  hierbei  die jeweiligen Jah­
resendbestände  der  Anlagen  in  Bau in Relation zur  Summe  aller  Jahresendbestände  der  Anla­
gen  in  Bau  des jeweiligen  Netzbetreibers.  In einem  letzten  Schritt  wurde  dann  wir  dann das 
arithmetische  Mittel  über  alle  Übertragungsnetzbetreiber  berechnet.  Hierbei  musste  ein  Über­
tragungsnetzbetreiber  als Ausreißer  eliminiert  werden,  da  bei  diesem  der  ermittelte  Wert  das 
Vierfache  des  Durchschnitts der  anderen  Netzbetreiber  betrug.   

Neben  der  zuvor  beschriebenen  Ausreißeranalyse  wurde durch ihn die  übermittelten  Rohdaten  
auf  Basis von  Erkenntnissen aus dem  Analyseprozess und den ergänzenden  Erläuterungen  mit 
den  Übertragungsnetzbetreibern im  Detail  adjustiert.  Die sich daraus ergebenden  Anpassungs­
erfordernisse betrafen:   
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 Die  Übertragungsnetzbetreiber  haben  die  Personalaufwendungen  im  jeweiligen  Be­
trachtungsjahr  im  Vergleich  zum  Basisjahr  um  den  saldierten  Effekt  aus VPI  einerseits 
und  generellem  sektoralen Produktivitätsfaktor  sowie den  jährlichen,  individuellen Pro­
duktivitätsfaktoren  bereinigt.  Diese Vorgehensweise führt  jedoch  dazu,  dass preisbe­
dingte Personalaufwandssteigerungen  bezüglich  des im  Basisjahr  vorhandenen  Mitar­
beiterbestandes,  die  den  VPI  übersteigen,  in  die  Differenzbetrachtung  eingehen  und  
somit  den  Netzbetreibern  über  die  Betriebskostenpauschale  für  Investitionsmaßnah­
men in der  Vorinbetriebnahmephase erstattet  würden.  Um  dies zu  vermeiden,  müssen  
die  Personalaufwendungen  des jeweiligen Betrachtungsjahres um  die  tatsächliche  
preisbedingte  Veränderung  bereinigt  werden.   
Der  Ansatz  dies über  Tariflohnsteigerungen  abzubilden,  würde  auch zu  einer  unzu­
reichenden Korrektur  führen.  Dabei  würden Effekte wie die  Kostenentwicklung  im  Be­
reich der  außertariflichen  Arbeitsverhältnisse  und  der  Wechsel  der  bestehenden  Mitar­
beiter  in  höhere Tarifgruppen im  Zeitablauf  unberücksichtigt  bleiben.   
Daher  wurde  der  Anstieg  des Personalaufwands im  jeweiligen  Betrachtungsjahr  im  
Vergleich zum  Basisjahr  in  einen  Preis- und einen  Mengeneffekt  zerlegt.  Hierzu  wurde 
unter  Rückgriff  auf  die Anhangangaben  in  den  Jahresabschlüssen der  Übertragungs­
netzbetreiber  bezüglich der  Mitarbeiterzahl  in  den im  Bundesanzeiger  veröffentlichten 
Jahresabschlüssen der  Übertragungsnetzbetreiber  den  Mengenanstieg  des Personals 
in Relation zum  Basisjahr  berechnet.  Durch Bereinigung  der  Gesamtentwicklung  des 
Personalaufwandes um  den  Mengeneffekt  wurde  der  Preiseffekt  isoliert.  Aus dem  
dadurch ermittelten  Preiseffekt  wurde  ein durchschnittlicher  jährlich,  preisbedingter  
Anstieg  des Personalaufwandes je  Netzbetreiber  ermittelt.  Dem  wurden  die  Effizienz­
gewinne  gegenübergestellt.  Die beschriebene  Anpassung  wurde  aufgrund  der  vorlie­
genden Datentiefe  nur  für  zwei  Überragungsnetzbetreiber  durchgeführt.  Die Bruttoan­
passungen bewegen  sich zwischen  rund  3 %  und  5 %.   
Im  Rahmen  einer  Plausibilitätsbetrachtung  wurden  diese  Werte auch  mit  dem  ange­
nommenen  Gehaltstrend der  Unternehmen  für  die Bewertung  der  Pensionsrückstel­
lungen  abgeglichen.  Hier  setzen beide  Unternehmen  3,5%  an.  Das Ergebnis erscheint  
somit  plausibel.   

 Ein  Netzbetreiber  hat  neben den  Personalaufwendungen  auch sogenannte perso­
nalabhängige  Sachkosten  in  die  Betrachtung  mit  einbezogen.  Auf  Basis der  im  Einzel­
nen  nicht  verifizierbaren  Werte  für  diese Kosten  ergibt  sich hier  ein  deutlich überpro­
portionaler  Anstieg  der  personalabhängigen  Sachkosten  im  Vergleich zu  den  Perso­
nalkosten.  Während die Personalkosten  von  2011 auf  2018 insgesamt  um  rund  77%  
ansteigen,  ist  im  Bereich der  personalabhängigen  Sachkosten,  im  selben  Zeitraum  ein  
Anstieg  von  rund  137  %  zu verzeichnen.  Zu  dieser  Entwicklung  tragen  insbesondere 
Entwicklungen  im  Bereich der  Mieten sowie  der  IT-Kosten  bei.  Die  Berechnung  wurde  
dahingehend  angepasst,  dass  insgesamt  ein  relativer  Anstieg  der  personalabhängigen  
Sachkosten  in  Höhe  des relativen  Anstiegs der  Personalkosten  berücksichtigt  wurde.   

 Ein  Netzbetreiber  hat  im  Rahmen  der  Bereinigung  des  Anstiegs der  anderen  akti­
vierten Eigenleistungen  nicht  den vollen  Wert  laut  des jeweiligen  handelsrechtlichen  
Jahresabschlusses sondern  einen  über  Verhältniszahlen  (Erfahrungswerte)  für  den  
darin enthaltenen  Personalaufwand und die darin  enthaltenen  personalabhängigen  
Sachkosten  bereinigten Wert  angesetzt.  Da  die der  Anpassung  zu  Grunde  liegenden  
Verhältniszahlen  nicht  nachvollziehbar  sind,  wurden  diesbezüglich  die  unbereinigten  
Werte berücksichtigt.   

 In  der  Berechnung  eines Netzbetreibers ergab  sich ein systematischer  Fehler  in  der  
Berücksichtigung  der  Veränderung  der  anderen  aktivierten  Eigenleistungen,  welche  
entsprechend bereinigt  wurden.  
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IV.  Ergebnisse  des  Gutachtens  zur  Überprüfung  der  Betriebskostenpauschale 

Auf  Basis der  übermittelten Daten  wurde  das  Verhältnis der  OPEX  zu  dem  Volumen  der  Anla­
gen  in  Bau  vor  und nach  Bereinigung  ermittelt.  Diese  Vorgehensweise dient  der  Transparenz,  
da  so die  Anpassungen der  Daten  auf  die  Berechnung  der  Betriebskostenpauschale  nachvoll­
zogen  werden können. 

Es wurde zunächst  sowohl  auf  Basis der  bereinigten  als auch der  unbereinigten  Daten das 
arithmetische  Mittel al s auch der  Median  berechnet.  

Für  das arithmetische  Mittel e rgeben  sich  folgende Ergebnisse:  

Das  arithmetische  Mittel  der  Betriebskosten  in Relation zu  den  Beständen der  Anlagen  in  Bau  
beträgt  unbereinigt  0,16%.  Nach Vornahme der  Bereinigung  beträgt  das Verhältnis 0,06%.  

Die Berechnung  des Medians ergibt  folgende Werte:  

Der  Median  auf  Basis der  unbereinigten  Daten beträgt  0,12%.  Nach Bereinigung  der  Daten­
grundlage  ergibt  sich ein  Wert  von  0,01%. 

Als erstes Ergebnis der  von  dem  Gutachter  vorgenommenen Untersuchungen und  Berechnun­
gen  ergibt  sich für  die Phase  bis zur  vollständigen  Inbetriebnahme  der  Anlagengüter  der  Investi­
tionsmaßnahme eine Pauschale  im  Sinne  von §  23  Abs.  1a  S.  2  ARegV  für  die  Übertragungs­
netzbetreiber  maximal  in  einer  Bandbreite  zwischen  0,01%  und 0,16%,  wobei  zu  beachten ist, 
dass  die vorgenannte Bandbreite  sich allein auf  Basis der  übermittelten  Daten  der  Übertra­
gungsnetzbetreiber  ergibt.  In einer  Gesamtbetrachtung  ist  nach  Auffassung  des Gutachters 
Ebner  Stolz  ferner  zu  berücksichtigen,  dass  aufgrund  der  gewählten  Berechnungsweise eine  
Vielzahl v on  Prämissen  wertrelevant  werden.   
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Dies betrifft  zum  Beispiel   

1.    die  Schätzung  und  Wertermittlungen von  auf  Investitionen  entfallenden Stundenvolumina  
sowie  

2.    die 	 Zuordnung  von  Beträgen  der  Personalaufwandssteigerungen  auf  Tätigkei­
ten/Prozesse außerhalb  der  Investitionsmaßnahmen (z.B.  EEG,  Offshore,  Bestandsnetz,  
Systemsteuerung).   

Im  Ergebnis führen  diese beiden Punkte bereits dazu,  dass  Daten  und  Berechnung  nur  einge­
schränkt  nachvollzogen  und  überprüft  werden  können.   

3.    Für  einen  Netzbetreiber  konnte eine möglicherweise erforderliche  Anpassung  bezüglich 
des zu  eliminierenden  Preiseffekts im  Personalaufwand  auf  Grund  des Formats der  Da­
tenlieferung  nicht  durchgeführt  werden.  

Ergänzend sei  laut  Gutachter  Ebner  Stolz  indikativ  ferner  in  die Betrachtung  mit  einzubeziehen,  
ob  sich  in  einer  summarischen  Betrachtung  Anzeichen  für  eine  Kostenunterdeckung  bei  den 
Übertragungsnetzbetreibern  ausmachen  lassen.  Stellt  man  für  diesen  Zweck  die  Summe  aus 
kalkulatorischer  Eigenkapitalverzinsung  im  Ausgangsniveau und  kalkulatorischer  Verzinsung  
der  Investitionsmaßnahmen  dem  Ergebnis vor  Steuern  des jeweiligen  Netzbetreibers  im  Zeit­
raum  2014  bis 2019  gegenüber,  so ergibt  sich,  dass  das  Ergebnis vor  Steuern  die  Summe der  
kalkulatorischen  Eigenkapitalverzinsung  über  den  gesamten  Zeitraum  um  43%  bis  136%  über­
steigt.    

Vor  diesem  Hintergrund  erscheint  dem  Gutachter  auch eine  Pauschale  unterhalb  der  genannten  
Bandbreite von  0,01  bis 0,16  %  sachgerecht.   

Damit  empfiehlt  der  Gutachter  eine Festlegung  von  0,00  %  als Betriebskostenpauschale  für  
Vorinbetriebnahmezeiten.  
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V.  Betriebskostenpauschale für  den  Zeitraum  bis zum  Zeitpunkt  einer  Inbetriebnahme 
von  Anlagengütern  für  Betreiber  von  Stromversorgungsnetzen  

Aus der  Analyse  der  Ergebnisse des Gutachtens lässt  sich somit  ableiten,  dass  auch für  die  
nach dem  31.12.2018 gestellten  Anträge  auf  Genehmigung  einer  Investitionsmaßnahme nach 
§ 23  ARegV  eine  Betriebskostenpauschale in  Höhe  von 0  %  gerechtfertigt  erscheint.  Die  Kosten  
sind  in  aller  Regel  aktivierbar,  ansonsten  jedoch  durch das Budgetprinzip  der  Anreizregulierung  
bereits abgedeckt  oder  keine  in  diesem  Zusammenhang  als solche  zu  qualifizierenden  Be­
triebskosten.  Zudem  wurden  in  den Kostenprüfungen auf  Basis des Jahres 2015  fast  aus­
nahmslos keine solchen  Betriebskosten  angegeben  und  damit  die Existenz  selbiger  selbst  an­
gezweifelt.  Signifikant  ist  aber,  dass  bei  durchaus gleichen  Ausgangsprämissen die Übertra­
gungsnetzbetreiber  unterschiedliche Aktivierungsumfänge  beschreiben  und jeweils nicht  ge­
deckte Kosten  des einen  Übertragungsnetzbetreibers bei  einem  anderen  Übertragungsnetzbe­
treiber  als bereits  refinanziert  eingestuft  werden  können.  

Die Beschlusskammer  hat  nach Abwägung  aller  Aspekte  entschieden,  sich der  Empfehlung  des 
Gutachters anzuschließen  und bei d ieser  Festlegung  eine  Betriebskostenpauschale  in  Höhe  von  
0 %  festzulegen.  

VI.  Ermessen  

Die Beschlusskammer  hat  das Thema  der  Betriebskostenpauschale  für  den Zeitraum  bis zum 
Zeitpunkt  einer  Inbetriebnahme  von Anlagengütern für  Betreiber  von  Übertragungsnetzen auf­
gegriffen,  da  sie gemäß  des zum  21.03.2018  neu eingeführten  § 23  Abs.  1a  S.  2 ARegV  für  
Zeiten  vor  Inbetriebnahme eine  Festlegung  zu treffen hat.   

Basierend  auf  den  Ergebnissen  des Gutachtens kommt  die  Beschlusskammer  zu  dem  Ergeb­
nis,  dass die Gewährung  einer  Betriebskostenpauschale  vor  Inbetriebnahme nicht  mehr  ge­
rechtfertigt  ist.  Dies resultiert  aus dem  Umstand,  dass  eine  Deckungslücke,  insbesondere bei  
den  gestiegenen  Personalaufwendungen,  nicht  erkennbar  ist.  Diese  Erkenntnis speist  sich  aus 
drei  Elementen:  

1.	   Es wurden  oftmals Betriebskostenereignisse genannt,  die  nicht  in Zusammenhang  mit  
den  Betriebskosten der  eigentlichen  Investitionsmaßnahmen  stehen,  so z.B.  Finanzie­
rungsaufwendungen.  

2.	   Es können erhebliche Beträge –  meist  durch  „Stundenaufschreibungen“  –  bereits über  
Kapitalkosten  (als sog.  Aktivierte  Eigenleistungen)  zurückverdient  werden,  die wiederum  
die  Bemessungsgrundlage  der  Betriebskostenpauschale  selbst  erhöhen.  Der  Aktivie­
rungsumfang  ist  dabei  beträchtlich (sogar  um  ein  Vielfaches höher  als vom  Verordnungs­
geber  vermutet)  und deckt  die  Betriebskosten  vor  einer  Inbetriebnahme ab.  

3.	   Über  alle  Netzbetreiber  gesehen  werden  daneben die Personalaufwendungen  bereits 
durch die zusätzlichen  Personalzusatzkosten,  die  aktivierten  Eigenleistungen sowie  durch 
den  Ansatz  im  Ausgangsniveau  bzw.  das System  der  Anreizregulierung  an  sich  gedeckt. 
Selbst  wenn  man  einzelnen  Ansätzen der  ÜNB  gedanklich  folgte und  größere Deltas (Un­
terdeckungen)  unterstellte,  würde  sich im  Detail  die Frage  nach der  Sachgerechtigkeit  
der  in  Ansatz  gebrachten  operativen  Kosten  stellen,  so  z.B.  bei  gestiegenem  Mietauf­
wand  bei e inem  Gebäude,  welches originär  über  Strompreise bereits  refinanziert  wurde.   

Insgesamt  ist  darüber  hinaus  nicht  transparent  erkennbar,  welche  konkreten  Aufgaben  im  Zu­
sammenhang  mit  der  Phase vor  Inbetriebnahme  von Anlagegütern,  z.B.  bei  der  Vergabe,  zu­
sätzlich  anfallen  sollen  bzw.  welche  Kosten  keinen  (innerhalb  einer  pauschalen Betrachtung  
nicht  zu  berücksichtigenden)  Sondersachverhalt  zuzuordnen  wären.  Die teilweise  übermittelten  
direkt  zugeordneten  und  im  Bereich  der  allgemeinen  Verwaltungskosten  (Miete,  IT-Steuerung)  
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geschlüsselten operativen  Kosten  sind  zusammenfassend betrachtet  häufig  nicht  den  Investiti­
onsmaßnahmen  und  schon  gar  nicht  der  Phase  vor  der  Inbetriebnahme zuzuordnen.   

Zudem  bleibt  fraglich,  ob  die  angegebenen  Kosten  tatsächlich  in  der  angegebenen Höhe  und  
dauerhaft  nicht  aktivierungsfähig  sind,  stehen  diese  (wie  die  Netzentwicklungsplanerstellung 
oder  die  Vorplanungskosten)  doch nach  den  Angaben  der  ÜNB  in  eindeutigem  Zusammenhang  
mit  den  einzelnen  Investitionsmaßnahmen und  können  andernorts –  wie  durch konkrete Bebu­
chung  der  Projekte bei  einem  anderen  Fernleitungsnetzbetreiber  nachgewiesen – aktiviert  wer­
den.  Es stellt  sich somit  überwiegend die Frage,  ob die angegebenen  Kosten  dem  Grunde  nach 
überhaupt  Anerkennung  in  einer  Betriebskostenpauschale  finden  können,  sind  diese  durch  or­
ganisatorische  Schritte  scheinbar  doch aktivierbar.  Zudem  würde  sich nachfolgend auch die  
Frage der  Anerkennungsfähigkeit  der  Höhe  nach finden,  da  die  angegebenen  Kosten  für  den  
Geltungszeitraum  der  Festlegung  repräsentativ  sein  müssen.  Wie bereits angemerkt,  sind  die  in  
Ansatz  gebrachten  operativen  Kosten häufig  dem  Ausgangsniveau zuzuordnen.  Falls im  Aus­
gangsniveau  nicht  ausreichende Beträge enthalten sein  sollten,  so ist  diese Differenz  jedenfalls 
nicht  deswegen  den  Investitionsmaßnahmen  vor  Ihrer  Realisation zuzuordnen.  

Im  Einzelnen führten hierzu folgende  Erwägungen:  

a)  Unstimmiger  Vortrag der  Übertragungsnetzbetreiber  zur  fehlenden Aktivierbarkeit  

Im  Rahmen von  Investitionsmaßnahmen  fallen  aus Sicht  der  Übertragungsnetzbetreiber  –  be­
schrieben durch das Gutachten  „Kurzstudie zur  Ermittlung  einer  Betriebskostenpauschale  Strom  
für  Investitions¬maßnahmen  vor  Inbetriebnahme“  im  Auftrag  von  50Hertz  Transmission  GmbH,  
Amprion  GmbH,  TenneT  TSO  GmbH,  Transnet  BW  GmbH  (Berlin,  Dortmund,  Bayreuth,  Stutt­
gart“  vom  31.  Juli 2 020)  – verschiedene Aufwandspositionen  an,  die  aufgrund  handelsrechtli­
cher  Vorgaben  gar  nicht  oder  nur  teilweise aktiviert  werden können.  Vor  allem  seien  diese Kos­
tenunterdeckungen  zwischen  den Basisjahren  auch  nicht  über  andere  Mechanismen  refinan­
zierbar.  Hierzu  zählten  insbesondere Aufwendungen für  die Abwicklung  von  übergeordneten 
Prozessen mit  Bezug  zu  Netzausbaumaßnahmen.   

Die ÜNB ha ben damit  im  Gegensatz  zu  den Gasfernleitungsnetzbetreibern  gemeinschaftlich 
zum  Nachweis Ihrer  Betriebskosten  aus Ihrer  Sicht  nicht  zuordenbare und  daher  nicht  aktivier­
bare Betriebskosten auf  Basis  von  Schlüsselungen  identifiziert.  Diese geschlüsselten  Betriebs­
kosten  stellen  für  die  Übertragungsnetzbetreiber  die  Betriebskosten  vor  Inbetriebnahme  dar.  In 
der  Folge  sind diese  geschlüsselten Kosten  aus Sicht  der  Übertragungsnetzbetreiber  durch  die 
Betriebskostenpauschale  bis zur  Inbetriebnahme  auch zwingend  abzudecken.  Diese  nicht  akti­
vierbaren  geschlüsselten  Betriebskosten bildeten  bei  allen  vier  Übertragungsnetzbetreibern  eine  
Art  Kostenunterdeckung,  die  dann  als Ausgangsgröße  auf  die verschiedenen  Investitionsmaß­
nahmen  weiterverteilt  wurde.   

Ein  Übertragungsnetzbetreiber  hat  daneben  noch direkt  zuordenbare Positionen angeführt,  die  
sowohl i m  Kontext  als Ausreißer  als auch von  Art  und  Güte der  Positionen  (Kosten  die der  nor­
malen  Erlösobergrenze  unzweifelhaft  zuzuordnen sind)  eher  als nicht  nachvollziehbar  begründet  
zu  qualifizieren waren.  Diese  wurden  im  Weiteren  nicht  näher  betrachtet.  

Im  Rahmen der  Kurzstudie wurden  diejenigen  übergeordneten Prozesse sodann näher  be­
schrieben,  in  denen  im  Zeitraum  bis zur  Inbetriebnahme  für  Investitionsmaßnahmen  wesentliche  
Unterdeckungen für  Betriebskosten  anfielen.  Diese  Prozesse und  daraus  resultierende  nicht  
gedeckte  Betriebskosten  seien insbesondere  in  den Projektphasen  als wesentliche Bestandteile 
der  Planungsphase  (Netzentwicklungsplan,  Machbarkeitsprüfung,  Konzept-/Entwurfsplanung  
sowie Genehmigungsplanung),  der  Vorbereitung  und  Durchführung  der  Vergabe  sowie  der  ei­
gentlichen Ausführung  und  Bauüberwachung  zu tätigen.  Mit  Blick  auf  die  relevanten  Pro­
jektphasen  bzw.  Prozesse  sei  es nachvollziehbar,  dass eine  Direktzuordnung  zu einzelnen  In­
vestitionsmaßnahmen bzw.  zu einzelnen  Anlagen-gruppen  nicht  möglich sei,  da  ein  direkter  
Bezug  zu  einem  einzelnen  Anlagengut  bzw.  zu  einer  einzelnen  Investitionsmaßnahme  eben  
nicht  vorläge.  
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b)  Einordnung  der  Argumentationen und  Kurzstudie der  Übertragungsnetzbetreiber  

Betriebskosten  sind  diejenigen Netzkosten,  die keine  Kapitalkosten  sind.  Aufwendungen für  die  
Gründung  eines Unternehmens,  die Basisausstattung  des Unternehmenskonzeptes  im  Bestand  
oder  Aufwendungen  für  die  Beschaffung  des Eigenkapitals sind als Kapitalkosten beispielswei­
se hierunter  nicht  zu  fassen.  Betriebskosten sind  mithin  diejenigen  Aufwendungen,  die  durch die  
Aufrechterhaltung  des operativen  Geschäftsbetriebes eines Unternehmens verursacht  werden.  
Da  diese regelmäßig  durch die  Erlösobergrenze  abgebildet  werden,  geht  es bei de r  Ermittlungs­
frage der  zu  berücksichtigenden Betriebskosten  vor  einer  Inbetriebnahme  insoweit  um  dauerhaft  
nicht  beeinflussbare  Kosten,  die  additiv  hinzutreten  müssen.  

Anschaffungskosten  umfassen gleichzeitig  Anschaffungsnebenkosten,  nachträgliche  Anschaf­
fungsnebenkosten  sowie  Anschaffungspreisminderungen  (§ 255  I  HGB).  Beispiele  zum  Kauf­
preis  hinzutretender  aktivierbarer  Aufwendungen sind  bspw.  vorbereitende  Handlungen,  ebenso  
können  Reisekosten  oder  Fortbildungskosten  zur  Bedienung  einer  Anlage mitaktiviert  werden.  
Im  Regelfall  geht  es bei  den  Onshore-Anlagen  jedoch um  Herstellkosten,  die  einen  noch weite­
ren Aktivierungsfokus aufweisen.  Materialkosten,  Materialgemeinkosten,  Fertigungskosten,  Fer­
tigungsgemeinkosten,  Fertigungslöhne  und  Sondereinzelkosten,  die bei de r  Fertigung  entste­
hen,  sind danach  aktivierungsfähig.  Die  von den  Übertragungsnetzbetreibern  beschriebenen  
Probleme der  fehlenden  Aktivierungsmöglichkeit  sind  mit  diesen Vorgaben  damit  zunächst  nicht  
in  Einklang  zu  bringen.   

Dies gilt  umso  mehr  geht  man  der  Frage nach,  welche  der  in  der  Kurzstudie  geschilderten  Pro­
zesse  tatsächlich zu  nicht  hinreichend konkreten  Stundenaufschreibungen  führen  könnten.  Um  
Betriebskosten  bestimmen  zu  können,  müssen  zunächst  die  möglichen  Kostenkomponenten  
identifiziert  werden,  die  den  Betriebskosten  je Anlagengut  (Anlagengruppe)  zuzurechnen sind.  
Zudem  sind die  Kostentreiber  dieser  Kostenkomponenten  eindeutig  ermittelbar.  Als Ergebnis 
stünde auch in der  Planungsphase,  der  Vergabe  sowie  der  Bauüberwachung  eine  möglichst  
detaillierte  und  abschließende Aufzählung  relevanter  Kostenkomponenten  inkl.  relevanter  Be­
triebskostenarten.  

Die Übertragungsnetzbetreiber  führen  demgegenüber  die  nachfolgenden  7  Schritte  an,  die übli­
cherweise bis zum  Betrieb  einer  Netzanlage zu  durchlaufen  wären  und  in  denen  eine konkrete  
Erfassungsmöglichkeit  ausscheiden  soll:  

1. Netzentwicklungsplan 

2. Machbarkeitsprüfung  

3. Entwurfsplanung  

4. Genehmigungsplanung  

5. Vergabevorbereitung  

6. Vergabe  

7. Bauüberwachung  

Insbesondere  in  den ersten  vier  Phasen  sollen  nun Aufwendungen im  Rahmen  der  Planung  
anfallen,  die  noch  nicht  auf  konkrete Investitionsmaßnahmen  heruntergebrochen  und  daher  
nicht  aktiviert  werden  können.  Zum  Beispiel  umfasse die  Aufstellung  des Netzentwicklungsplans 
alle  Maßnahmen  der  vier  ÜNBs im  Zeithorizont  bis 2030 bzw.  2035.  Die Aufstellung  des Netz­
entwicklungsplanes sei z war  direkt  dem  Mechanismus der  Investitionsmaßnahme  zuzuordnen,  
sogar  anteilig  den  einzelnen Projekten,  und  über  eine  Betriebskostenpauschale  zu  decken.  Eine  
Zuordnung  zu  einzelnen  Investitionsmaßnahmen  (die  erst  im  Anschluss  konkretisiert  werden)  
oder  die  Zuordnung  zu  Anlagengruppen (die erst  in  späteren  Phasen  der  Planungen  definiert  
werden)  sei de mgegenüber  nicht  möglich.  Allenfalls könne  eine  Schlüsselung,  z.  B.  anhand  der  
späteren Investitionskosten,  erfolgen,  die  jedoch im  Ergebnis zu  einer  scheinbar  zu  unpräzisen,  
da  verhältnismäßigen  Gleichverteilung  in  Bezug  auf  die einzelnen  Investitionsmaßnahmen  bzw.  
Anlagengruppen  führe.  In den  nachfolgenden  Phasen  (5  bis  7)  lägen  zwar  konkrete  Investiti­
onsvorhaben vor,  dennoch fielen übergeordnete Überwachungs- und  Abwicklungstätigkeiten  an,  
die  für  mehrere Projekte relevant  wären.  Insofern  sei  hier  für  einen  gewissen Anteil de r  Be­
triebskosten  in den dargestellten Prozessen  keine  Aktivierung  möglich.  Insofern bestehe auch 
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hier  kein Direktbezug  zu einer  einzelnen  Investitionsmaßnahme,  jedoch  sei  der  Gesamtaufwand 
immer  vom  Gesamtvolumen  der  Investitionsmaßnahmen  abhängig.  

Diesen  Ausführungen  ist  entgegenzuhalten,  dass  auch Netzentwicklungsplanerstellungen,  
Machbarkeitsstudien  und  weitere  Vorplanungskosten  selbstverständlich bei V orliegen eines ge­
eigneten  Stundennachweises,  wenn auch in möglicherweise aufwendigerer  Form,  aktiviert  wer­
den  könnten.  Gemeinkostenanteile sind  darüber  hinaus  insoweit  grundsätzlich als Herstellkos­
ten  berücksichtigungsfähig.  Diesen  Eindruck  verstärken  jedenfalls die gemachten  Erfahrungen  
aus den  weiteren  Gesprächsergebnissen  der  Untersuchungen.  Aus den  Gesprächen  mit  den  
Gasfernleitungsnetzbetreibern ist  eindeutig  abzuleiten,  dass  bei  einer  größeren  Anzahl v on  
Fernleitungsnetzbetreibern Vorplanungskosten  als Herstellkosten  vollständig  aktiviert  werden 
konnten.  Der  Schlussfolgerung,  dass  eine  Direktzuordnung  zu  einzelnen  Investitionsmaßnah­
men  bzw.  zu  einzelnen  Anlagengruppen  nicht  möglich sei,  da  ein  direkter  Bezug  zu  einem  ein­
zelnen Anlagengut  bzw.  zu  einer  einzelnen  Investitionsmaßnahme  eben nicht  vorläge,  kann  
daher  nicht  gefolgt  werden.  

c)  Grundsätzlich  auskömmliche Behandlung  von Betriebskosten  vor  Inbetriebnahmen 
über  Kapitalkostenrückvergütungen 

Nach  den  Angaben der  Übertragungsnetzbetreiber  werden  die Betriebskosten,  die  einer  Aktivie­
rung  als Herstellkosten zugeführt  werden,  durchgängig  auf  Basis von Stundenaufschreibungen  
kreiert.  Diese sog.  aktivierten  Eigenleistungen sind  dem  Umfang  und  der  Höhe nach beträchtlich 
und  übersteigen  sogar  die  Betriebskostenpauschalen nach der  Inbetriebnahme.  Betriebskosten  
werden  sozusagen  in  Kapitalkosten  umgewandelt.  Die  Erträge  aus anderen  aktivierten  Eigen­
leistung  neutralisieren sodann  den  gezeigten  z.B.  Personalaufwand.  Diese  über  Kapitalkosten 
rückvergüteten  Beträge  betreffen je  nach ÜNB  und  den Jahren 2014  bis  2019  folgende Höhen 
und  Umfänge:   

2014 2015 2016 2017 2018 2019 Durchschnitt 

50Hertz Transmission GmbH vIB SAV+AiB* 

aktivierte Eigenleistungen 

über CAPEX erstattete BK 

Amprion vIB SAV+AiB 

aktivierte Eigenleistungen 

über CAPEX erstattete BK 

TenneT TSO GmbH vIB SAV+AiB 

aktivierte Eigenleistunge 

über CAPEX erstattete BK 

TransnetBW GmbH vIB SAV+AiB 

aktivierte Eigenleistunge 

über CAPEX erstattete BK 

Gesamt 

15,91% 11,16% 10,46% 10,02% 10,04% 12,10% 11,61% 
* vIB SAV+AiB = Invest (Zugang AiB - Abgang AiB + Zugang FA) 

Tabelle 1  Über  Kapitalkosten refinanzierbare Betriebskosten vor  einer  Inbetriebnahme 2014-2019 

Betriebskosten  nach einer  Inbetriebnahme sind im  Regelfall  systematisch höher  als vor  der  In­
betriebnahme.  Wartungs- und Instandhaltungskosten  sowie betriebsbedingter  Verschleiß  und 
Verbrauch von  Rohstoffen  führen zu zeitintensiven  Kontroll- und  oder  Reparaturtätigkeiten.  
Läuft  eine Anlage  noch  nicht,  fallen  diese zeitintensiven  Prozesse  nicht  an.  Die  Planung,  die 
demgegenüber  inhaltlich größtenteils durch beauftragte Firmen  konkretisiert  wird und  die  bloße  
Begleitung  der  Anschaffung  und  Herstellvorgänge dürften  daher  nicht  größeren  Ausmaßes sein,  
als die  den Betriebskostenpauschalen nach  der  Inbetriebnahme  zugrundeliegenden  Vorgänge 
bzw.  Betriebskosten.  Die  vom  Rechtsrahmen  hierfür  gültige Höhe  von  0,8  %  darf  als eher  noch 
großzügig  pauschalisierendes Element  gesehen  werden,  ist  diese  Größenordnung  seit  2012  
bislang  unkritisiert  geblieben.  Der  hohe Umfang  der  aktivierten  Eigenleistungen  von ca.  12  % 
belegt  jedenfalls die  Existenz  einer  indirekten  und unerwartet  hohen  sowie weit  auskömmlichen  
Betriebskostenberücksichtigung  der  Vorinbetriebnahmezeiten.   

d)  Vermeidung  einer  Doppelerfassung 

Daneben  ist  zu beachten,  dass  die  mit  dem  System  des Netzentwicklungsplans und den Vor­
planungen  betrauten Mitarbeiter  überdies  im  Basisjahr  abgebildet  und refinanziert  werden kön­
nen.  Daneben  gilt,  dass  im  Rahmen  der  Stundenaufschreibungen  ein Gemeinkostenzuschlag  
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bei de n aktivierten  Eigenleistungen gebildet  wird,  der,  personaleinsatzzeitabhängig,  hier  entste­
henden  Zusatzaufwand  auch personalkostenseitig  systematisch adäquat  berücksichtigen kann.   

Zur  Vermeidung  einer  Doppelerfassung  ist  daher  auch zu  prüfen,  ob  entsprechende  Beträge  
nicht  im  Rahmen  von  Kostenprüfungen  identifiziert  oder  anderenfalls bereits über  die  Basisjahr­
logik  zurückvergütet  wurden.  Da  in der  Kostenprüfung  auf  Basis des Jahres 2016 entsprechen­
de  Angaben  durch die  Übertragungsnetzbetreiber  jedoch anders als im  Gasbereich nicht  ge­
macht  werden  mussten,  bleibt  gleichwohl z unächst  fraglich,  ob  es bei de r  Berücksichtigung  die­
ser  aus Sicht  der  Übertragungsnetzbetreiber  zu  berücksichtigenden  nicht  aktivierungsfähigen  
Kosten  der  Vorplanung  – soweit  diese  als relevant  angesehen  werden  können  – nicht  um  be­
reits  berücksichtige  Positionen  im  System  der  Anreizregulierung  handelt.  Die nachfolgenden 
Übersichten  stellen  in  den  meisten  Fällen eine  Überdeckung  dar:  

Darstellung 1 

Das  Unternehmen  bestimmt  wie nachfolgend  ermittelt  Kostenunterdeckungen  aus Personalkos­
tenanstiegen  und  schlüsselt  diese  dann  auf  Vorinbetriebnahmezeiten:  

 57.255.521 78.905.262 85.843.503 95.259.008 98.190.217 111.716.779 116.142.134

   1.134.301 2.501.057 3.101.182 -2.836.782 3.025.225 3.303.299 -3.930.489

   3.611.790 5.534.424 5.898.257 -6.349.179 7.830.322 5.325.941 -5.822.456

    52.509.430 70.869.782 76.844.064 86.073.047 87.334.670 103.087.539 106.389.189

    27.483.725 24.599.142 24.618.489 29.117.107 29.265.689 38.689.897 39.038.683

       2.085.195 2.738.281 2.792.280 -3.757.141 3.043.378 3.477.689 -3.805.703

  25.398.529 21.860.862 21.826.209 25.359.966 26.222.311 35.212.208 35.232.979

    2.186.745 22.961.099 24.033.377 24.100.459 29.847.297 33.107.562 36.699.495

   127,7% 131,0% 129,4% 129,9% 133,3% 131,5% 131,5%

  1.713.078 17.531.571 18.568.629 18.555.943 22.397.791 25.176.854 27.908.361

     

    16.446.725 25.532.969

   34.349.627 53.338.211 58.275.435 41.984.135

    15.818.493 16.855.551 16.842.865 20.684.713 23.463.775 9.352.418

   1.159.199 3.812.678 9.520.589 6.078.019 10.061.929 19.819.657

 1.327.149 1.408.597 1.464.669 1.478.838 1.532.316 1.586.682

     91.975 68.716 54.789 37.912 25.266 11.005

    6,9% 4,9% 3,7% 2,6% 1,6% 0,7%

        64,4% 55,9% 49,4% 22,3% 24,1% 23,2%

    67.730 134.537 228.302 46.301 52.626 41.881

   99.395.941 69.569.094 50.986.718 10.687.356 8.975.701 2.288.188

     -0,07% 0,19% 0,45% 0,43% 0,59% 1,83%

Jahr 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Personalaufwand GuV 

- Personal EEG gesamt - - - - -

- Personal Offshore gesamt - - - - -

Personalkosten exkl. EEG und Offshore 

davon dnbK Personalzusatzkosten EOG(Nr. 9-11) 

darin enthaltener sonst betr. Aufwand - - - - -

Saldo Personal dnbK 

Aktivierte Eigenleistungen (AEL) HzT GuV 

Darin enthaltene Gemeinkosten (Faktor) 

AEL HzT bereinigt 

Ermittlung beeinflussbare Kosten (nur in Basisjahren) 

Abzug dnbK Personalzusatzkosten im Basisjahr 

Verbleibende bK aus Kostenprüfung 

Aufwuchs AEL Gesamtunternehmen seit Basisjahr 

Aufwuchs Personalkosten (nach AEL-Bereinigung) -

Gesamtarbeitsstunden HzT 

Aktivierte Stunden (in Abfrage enthaltenen IMAs) 

Aktivierungsquote (in Abfrage enthaltene IMAs) 

Verhältnis Zugänge AiB zu Gesamtzugänge (in Abfrage enthaltene IMAs) 

OPEX für Berechnung Pauschale (inkl. Gemeinkostenaufschlag) -

AiB Endbestände abgefragte IMAs 

OPEX-Deckungslücke (Quotient Kostenaufwuchs/AiB) p.a. 

Tabelle 2  Darstellung unterdeckter  Personalkosten 2014 bis 2019 (50Hertz  Transmission GmbH) 

Dazu  werden  von den Personalkosten eines Jahres zunächst  die  Bereiche EEG  und Offshore 
abgezogen.  Danach  verbleibende Personalkostenanstiege werden  hinsichtlich des dnbK-
Anstiegs bereits abgefedert,  ebenso durch  den  Anstieg  der  aktivierten  Eigenleistungen  sowie 
den  in  der  Erlösobergrenze  enthaltenen  Personalkostenanteil.  Die so bezeichneten  „verbleiben­
den  BK  des Jahres 2011  und  2016“  werden dann  aber  unter  Abzug  der  aktivierten  Eigenleistun­
gen  berechnet,  obschon  aktivierte  Eigenleistungen  über  Kapitalkosten  zurückverdient  werden  
und  daher  nicht  in  dieser  Betrachtung  abgezogen  werden sollten,  bei d er  im  Folgenden nur  die 
Anstiege der  aktivierten Eigenleistungen  weiter  betrachtet  werden.  Damit  werden  insbesondere 
die  aktivierten  Eigenleistungserträge  des Jahres 2016  „wegdefiniert“  bzw.  als für  die  Deckung  
der  Personalkosten  nicht  in  die Betrachtung  einzubeziehendes Element  qualifiziert.  Die  Verfor­
melung  ist  somit  nicht  inhaltlich begründbar.  

Demgegenüber  wären  mithin  noch weitere  Aspekte  einzubeziehen.  Der  Personalaufwand  eines  
Jahres müsste  zunächst  zur  Vervollständigung  um  die  Aufzinsung  der  Pensionsrückstellungen  
erweitert  werden,  die  regelmäßig  mit  Bestandteil de r  dnbK-Anpassungen  sind.  Angaben  hierzu  
waren  im  Jahresabschluss  leider  nicht  enthalten,  verändern  die Betrachtung  indes kaum.  Ob  
der  Zinszuführung  nicht  angesichts der  sonst  üblichen,  hier  aber  ausgeblendeten,  Wirkung  auf  
der  Passivseite  als Abzugskapital e ine Verzinsungsminderung  gegenübergestellt  werden  müss­
te,  wird  in  dieser  vereinfachenden  Betrachtung  gleichwohl n och  nicht  betrachtet.  Diese  Beträge 



)

 78.905.262 85.843.503 95.259.008 98.190.217 111.700.000 116.200.000

      78.905.262 85.843.503 95.259.008 98.190.217 111.700.000 116.200.000

    57.333.469 € 60.347.770 64.961.278 65.696.089 66.367.339 68.320.483 71.557.831

 3.034.691 3.746.344 3.044.736 3.635.105 3.821.800 3.930.489

 2.925.000 5.850.000 8.775.000 11.700.000 11.700.000 11.300.000

   24.247.294 24.618.488 29.181.482 29.265.688 38.689.897 39.038.683

11.649.493 13.332.607 11.438.299 12.777.915 10.832.180 9.627.002

   11.580.000 13.570.000 15.840.000 17.640.000 19.490.000 8.990.000

     2.186.744 € 26.214.699 28.465.525 28.038.569 27.613.256 30.913.256 34.513.256

 28 401 443 30 652 269 30 225 313 29 800 000 33 100 000 36 700 000

49.444.192 55.368.133 55.316.867 58.031.171 61.235.436 53.130.258 332.526.05

  

              

     

1 Als Schlüssel für die OPEX-Pauschale nach Inbetriebnahme dient der der Mittelwert des vom Netzbetreiber angegebenen Verhältnisses der AiB-Zugänge zu den Investitio­

nen der Jahre 2016 bis 2019 
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wurden  auch  nicht  –  wie  gutachterlich  geschehen –  auf  Bestandspersonal u nd neu  hinzugetre­
tenes Personal a ufgeteilt,  sondern als gesamter  in  einem  Jahr  zu  deckender  Personalaufwand  
gezeigt.   

Von  dieser  Ausgangsgröße wäre die  in  der  Erlösobergrenze bereitgestellte  Personalkostenbe­
rücksichtigung  abzuziehen.  Diese umfasst  nicht  allein  die Höhe  des Ausgangsniveaus sondern  
zumindest  die tarifliche  Entwicklung  der  Arbeitskosten in der  Energiewirtschaft,  wie  sie  z.B.  von  
destatis angegeben  wird:  

Index  zu  2011  bzw.  2016 1,05 1,13 1,15 1,16 1,19 1,08 

Aufstiege  von Bestandspersonal i nnerhalb  des Tarifsystems und  die  ggf.  deutlichere Steigerung  
der  Gehälter  im  außertariflichen  Bereich  wird  damit  nicht  als abgegolten  definiert.  Indes geht  
diese Reihe  auch in  die  Bildung  des VPI-XGen ein,  der  entsprechend  das Ausgangsniveau  ge­
samthaft  weiterentwickelt.  

Ferner  sind  die  aus den einzelnen Systemen  EEG  und Offshore additiv  zur  Erlösobergrenze 
zusätzlich bereitgestellten resultierenden  Personaldeckungsbeiträge,  die  nach den  der  Behörde  
vorliegenden  Informationen  (Angaben  EEG-Konto,  aktivierte und über  DL berücksichtigte Per­
sonalkosten)  allerdings etwas  höher  anzusetzen  sind,  als  von  dem  Unternehmen  angegeben  
wurde,  abzuziehen.   

Sodann wären die  Personalzusatzkosten  des Geschäftsjahres gesamthaft  abzuziehen,  die  spä­
ter  auf  die  Erlösobergrenze  aufgeschlagen  und wiederverdient  werden  dürfen.  

Zwischenergebnis sind die  in  einem  Geschäftsjahr  gegenüber  dem  Basisjahr  entstehenden 
Über- oder  Unterdeckungen.  Bei d iesem  Unternehmen  sind  durchgängig  Überdeckungen  fest­
stellbar,  so dass für  eine  Schlüsselung  keine  Restgröße mehr  verbleibt.   

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2014-2019 

Personalaufwand (PAW) 

PAW zzgl. Umgliederung Pensionsrückstellungen und Zinsen (keine Angaben 

abzgl. EOG-Personalberücksichtigung / im Basisjahr - - - - - -

abzgl. EEG - - - - - -

abzgl. Offshore - - - - - -

abzgl. PZK des Geschäftsjahres - - - - - -

Zwischenergebnis - - - - - -

abzgl. IMA-OPEX-Pauschale nach Inbetriebnahme - - - - - -

abzgl. AEL-Anstieg ggü Basisjahr / Basisjahr betrug - - - - - -

AEL (informatorisch) . . . . . . . . . . . . 

"Personalkostenüberdeckung" - - - - - - - 7 

50Hertz Transmission GmbH 

Tabelle 3  Überdeckungen Personalkosten 2014 bis 2019 (50Hertz  Transmission GmbH) 

Dieses Zwischenergebnis ist  jedoch  um  die in  den  IMA-OPEX-Pauschalen1  enthaltenen  Perso­
nalkosten  und die  aktivierten Eigenleistungen  zu  bereinigen.  Da  unberücksichtigte  Anstiege bei  
den  sonstigen betrieblichen Kosten  und  den  Materialkosten  nicht  vorgetragen  wurden sowie  die 
in  den  Aktivierten  Eigenleistungen  zu  ca.  30  %  enthaltenen Gemeinkostenanteile  rein  fiktiv  auf  
die  Personalstunden aufgeschlagen  werden  (und  allein  wie  ein höherer  Stundensatz  wirken),  
sind  diese Positionen  v  ollumfänglich mindernd  anzusetzen.  

Die sich hieraus ergebende Überdeckung  ist  deutlich  und  dürfte die  später  aufgezeigte  mehrfa­
che  Überschreitung  der  kalkulatorisch zugestandenen  Rendite miterklären.  

Die Plausibilisierung  der  von  dem  Unternehmen  vorgelegten  Zahlen ergibt  jedenfalls,  dass  es  in  
keinem  Jahr  eine Ausgangsgröße  „Aufwuchs ungedeckter  Personalkosten“  gibt,  die  zu  schlüs­
seln  wäre.  



 

Personalkosten 119.363.160 125.404.179 127.095.961 151.611.999 181.902.444 198.400.149

./. dnbK 45.191.763 45.579.594 40.312.944 56.581.926 78.699.645 81.342.778

bK Personlaufwand 74.171.397 79.824.585 86.783.017 95.030.073 103.202.799 117.057.371

bK Personalaufwand Basisjahr 58.300.523 58.300.523 58.300.523 58.300.523 58.300.523 86.783.017

Personalmehraufwand 15.870.874 21.524.062 28.482.494 36.729.550 44.902.276 30.274.354

Sachkosten (personalabhängig)
Personalabhängige Sachkosten (bK) 19.252.771 22.914.767 27.873.808 32.738.405 39.655.287 37.888.605

IT Dienstleistung und Betrieb 7.668.976 9.342.350 11.757.397 15.647.988 22.609.242 22.340.256

Mieten und Pachten 8.919.074 10.448.610 10.212.617 11.742.048 10.738.511 7.663.665

Reisekosten 1.485.951 1.650.517 4.003.538 4.198.793 4.412.227 4.892.816

Kommunikation 1.178.770 1.473.291 1.900.256 1.149.575 1.895.306 2.991.867

bK Sachkosten Basisjahr 16.755.600 16.755.600 16.755.600 16.755.600 16.755.600 27.873.808

Sachmehraufwand 2.497.171 6.159.167 11.118.208 15.982.805 22.899.687 10.014.797

Mehraufwand aus Personal- und Sachkosten
Summe Personal  und Sachmehraufwand 18.368.045 27.683.229 39.600.702 52.712.355 67.801.963 40.289.151

Bereinigung AEL
./. Anstieg AEL 7.111.201 8.970.919 17.553.980 26.572.324 30.209.582 19.665.190

Personal  und Sachmehraufwand bereinigt um AEL 11.256.844 18.712.310 22.046.722 26.140.031 37.592.381 20.623.961

Bereinigung Systemführung, Effizienzen, Inflation
./. Anteil Systemführung 1.982.209 3.851.786 3.795.668 5.156.559 11.738.159 5.525.241

+ Effizienzen/Inflation 117.139 128.523 40.946 366.350 647.754 364.649

Nicht refinanzierter Mehrwand 9.157.495 14.732.001 18.292.000 21.349.822 26.501.976 14.734.071

  
  2.155.501 1.406.864 2.771.785 16.359 21.593 0

 412.492.405 468.489.712 567.067.100 701.747.267 762.495.497 778.399.761

   0,52% 0,30% 0,49% 0,00% 0,00% 0,00%

      47.853 44.240 89.410 498 750 0
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Darstellung 2 

Das  Unternehmen  bestimmt  wie nachfolgend  ermittelt  Kostenunterdeckungen  aus Personalkos­
tenanstiegen  und  schlüsselt  diese  dann  auf  Vorinbetriebnahmezeiten:  

Betriebskostenpauschale  AiB  

in € 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Personalaufwand 

- - - - - -

- -

- - - - - -

-

-

- - -

Schlüssel: Zugänge AiB/Investitionen 

Anteil AiB x Bereingter nicht refinanzierter Mehraufwand 

Σ Zugänge AiB 

Σ Investitionen 

Anteil AiB an Investitionen 

Tabelle 4 Darstellung „unterdeckter“  Personalkosten  2014 bis  2019  (Amprion  GmbH) 

Dazu  werden  von den Personalkosten eines Jahres zunächst  die  dnbK  und die  Kosten  des Ba­
sisjahres  abgezogen.  Eine  Bereinigung  um  EEG  und  Offshore soll h ierin enthalten  sein.  Danach  
verbleibende  Personalkostenanstiege  werden um  personalabhängige  Kostensteigerungen  bei  
den  Sachkosten  erhöht  und um  den  Anstieg  der  aktivierten  Eigenleistung  gemindert.  Von  dieser  
Größe  werden dann  Systemführungspersonalanstiege zzgl.  zugehöriger  VPI-XGen-
Entwicklungen  abgezogen,  um  einen  nicht  refinanzierten  Mehraufwand zu  bestimmen.  

Die Herleitung  wird  nicht  so recht  transparent.  Die Sachkostensteigerung  ist  darüber  hinaus von 
Mietsachverhalten  der  Zentralverwaltung  geprägt,  die  mglw.  ihre Wurzeln  in  der  Zeit  vor  der  
Regulierung  hat,  nicht  aber  in  der  Vorinbetriebnahmephase  der  Errichtung  von  neuen Netzanla­
gen  eine  Rolle spielen  kann.  Manche  IT-Sachverhalte sind  zudem  Gegenstand  eigener  Investi­
tionsmaßnahmendiskussionen und  daher  dort  gesondert  verortet.  Da  kein  anderer  Netzbetrei­
ber  derartige Sachkostensteigerungen  der  Vorinbetriebnahmephase angeführt  hat,  ist  die Legi­
timität  des hier  vorgenommenen  Einbezugs nicht  gegeben.  

Demgegenüber  wären  mithin  noch weitere  Aspekte  einzubeziehen.  Der  Personalaufwand  eines  
Jahres müsste  zunächst  zur  Vervollständigung  um  die  Aufzinsung  der  Pensionsrückstellungen  
erweitert  werden,  die  regelmäßig  mit  Bestandteil de r  dnbK-Anpassungen  sind.  Angaben  hierzu  
waren  im  Jahresabschluss  im  Finanzergebnis enthalten.  Ob der  Zinszuführung  nicht  angesichts 
der  sonst  üblichen,  hier  aber  ausgeblendeten,  Wirkung  auf  der  Passivseite  als Abzugskapital  
eine Verzinsungsminderung  gegenübergestellt  werden  müsste,  wird in  dieser  vereinfachenden 
Betrachtung  gleichwohl n och  nicht  betrachtet.  Diese  Beträge wurden  auch  nicht  –  wie gutachter­
lich geschehen  –  auf  Bestandspersonal un d  neu  hinzugetretenes Personal au fgeteilt,  sondern  
als gesamter  in  einem  Jahr  zu  deckender  Personalaufwand gezeigt.   

Von  dieser  Ausgangsgröße wäre die  in  der  Erlösobergrenze bereitgestellte  Personalkostenbe­
rücksichtigung  abzuziehen.  Diese umfasst  nicht  allein  die Höhe  des Ausgangsniveaus sondern  



 111.066.465 124.680.093 116.317.814 141.044.704 155.800.000 182.000.000

    119.866.465 125.780.093 127.217.814 152.744.704 186.200.000 206.900.000

    81.696.737 € 85.991.934 92.565.905 93.612.966 94.569.456 97.352.570 83.009.076

 4.735.301 5.409.643 5.268.521 5.222.355 5.278.494 8.562.173

 4.395.188

   51.419.041 51.999.828 50.566.044 59.884.184 101.153.469 85.504.982

22.279.812 24.195.283 22.229.717 6.931.292 17.584.533 25.428.581

   12.013.159 15.068.900 19.028.597 23.662.463 28.443.511 26.722.934

     42.825.732 € 8.731.903 9.296.074 18.723.852 28.774.268 29.974.268 22.350.416

 51 557 636 52 121 806 61 549 584 71 600 000 72 800 000 83 900 000

43.024.874 48.560.257 59.982.166 59.368.022 76.002.312 23.644.769 310.582.401

            

    

2 Als Schlüssel für die OPEX-Pauschale nach Inbetriebnahme dient der Mittelwert des vom Netzbetreiber angegebenen Verhältnisses der AiB-Zugänge zu den Investitionen 

der Jahre 2016 bis 2019 
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zumindest  die tarifliche  Entwicklung  der  Arbeitskosten in der  Energiewirtschaft,  wie  sie  z.B.  von  
destatis angegeben  wird:  

Index  zu  2011  bzw.  2016 1,05 1,13 1,15 1,16 1,19 1,08 

Aufstiege  von Bestandspersonal i nnerhalb  des Tarifsystems und  die  ggf.  deutlichere Steigerung  
der  Gehälter  im  außertariflichen  Bereich  werden damit  nicht  als abgegolten  definiert.  Indes geht  
diese Reihe  auch in  die  Bildung  des VPI-XGen ein,  der  entsprechend  das Ausgangsniveau  ge­
samthaft  weiterentwickelt.  

Ferner  sind  die  aus den einzelnen Systemen  EEG  und Offshore additiv  zur  Erlösobergrenze 
zusätzlich bereitgestellten resultierenden  Personaldeckungsbeiträge,  die  nach den  der  Behörde  
vorliegenden  Informationen  (Angaben  EEG-Konto,  aktivierte und über  DL berücksichtigte Per­
sonalkosten)  allerdings etwas  höher  anzusetzen  sind,  als  von  dem  Unternehmen  angegeben  
wurde,  abzuziehen.   

Sodann wären die  Personalzusatzkosten  des Geschäftsjahres gesamthaft  abzuziehen,  die  spä­
ter  auf  die  Erlösobergrenze  aufgeschlagen  und wiederverdient  werden  dürfen.  

Zwischenergebnis sind die  in  einem  Geschäftsjahr  gegenüber  dem  Basisjahr  entstehenden 
Über- oder  Unterdeckungen.  Bei d iesem  Unternehmen  sind  durchgängig  Überdeckungen  fest­
stellbar,  so dass für  eine  Schlüsselung  keine  Restgröße mehr  verbleibt.   

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2014-2019 

Personalaufwand (PAW) 

PAW zzgl. Umgliederung Pensionsrückstellungen und Zinsen 

abzgl. EOG-Personalberücksichtigung / im Basisjahr - - - - - -

abzgl. EEG - - - - - -

abzgl. Offshore -

abzgl. PZK des Geschäftsjahres - - - - - -

Zwischenergebnis - - - - -

abzgl. IMA-OPEX-Pauschale nach Inbetriebnahme - - - - - -

abzgl. AEL-Anstieg ggü Basisjahr / Basisjahr betrug - - - - - -

AEL (informatorisch) . . . . . . . . . . . . 

"Personalkostenüberdeckung" - - - - - - -

Amprion 

Tabelle 5  Überdeckungen Personalkosten 2014 bis 2019 (Amprion GmbH)  

Dieses Zwischenergebnis ist  jedoch  um  die in  den  IMA-OPEX-Pauschalen2  enthaltenen  Perso­
nalkosten  und den  aktivierten  Eigenleistungen  zu  bereinigen.  Da unberücksichtigte Anstiege  bei  
den  sonstigen betrieblichen Kosten  und  den  Materialkosten  nicht  vorgetragen  wurden sowie  die 
in  den  Aktivierten  Eigenleistungen  zu  ca.  30  %  enthaltenen Gemeinkostenanteile  rein  fiktiv  auf  
die  Personalstunden aufgeschlagen  werden  (und  allein  wie  ein höherer  Stundensatz  wirken),  
sind  diese Positionen  vollumfänglich  mindernd  anzusetzen.  

Die sich hieraus ergebende Überdeckung  ist  deutlich  und  dürfte die  später  aufgezeigte  mehrfa­
che  Überschreitung  der  kalkulatorisch zugestandenen  Rendite miterklären.  

Die Plausibilisierung  der  von  dem  Unternehmen  vorgelegten  Zahlen ergibt  jedenfalls,  dass  es  in  
keinem  Jahr  eine Ausgangsgröße  „nicht  refinanzierter  Mehraufwand“  gibt,  die  zu  schlüsseln  
wäre.   



       

  

 
 

115,2 128,9 149,6 171,3 176,7 191,7

 33,3 36,4 44,8 54,3 48,4 48,3

 49,4 48,6 47,8 47,4 47,3 105,7

 32,5 43,9 57 69,6 81 37,7

  
37,7 48,8 47,0 56,2 66,7 79,2

  65% 65% 65% 65% 65% 65%

 24,5 31,7 30,6 36,5 43,4 51,5

 9,9 9,8 9,6 9,5 9,5 30,8

 14,6 21,9 21,0 27,0 33,9 20,7

 
17,90 21,98 36,05 42,57 47,15 17,02
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Darstellung 3 

Das  Unternehmen  bestimmt  wie nachfolgend  ermittelt  Kostenunterdeckungen  aus Personalkos­
tenanstiegen  und  schlüsselt  diese  dann  auf  Vorinbetriebnahmezeiten:  

TenneT  (OPEX-Pauschale  vor  Inbetriebnahme;  Schlüsselung  der  operativen  Kosten)  

in Mio. EUR 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Anpassungen Personalaufwand 

Personalaufwand 
(PAW) 

PZK - - - - - -

Basisjahr - - - - - -

Kostenunterdeckung 

Aktivierte Eigenleis­
tungen (AEL) 

- - - - - -

Anteil PAW 

Personalanteil - - - - - -

Basisjahr 

Erlösunterdeckung - - - - - -

Opex-wirks. Perso­
nalaufwand 

Tabelle 6 Darstellung „unterdeckter“ Personalkosten (TenneT TSO GmbH) 

Dazu  werden  von den Personalkosten eines Jahres zunächst  die  dnbK  und die  Kosten  des Ba­
sisjahres  abgezogen.  Eine  Bereinigung  um  EEG  und  Offshore soll h ierin enthalten  sein.  Danach  
verbleibende  Personalkostenanstiege  werden um  den Anstieg  der  aktivierten  Eigenleistungen,  
der  zunächst  pauschal a uf  den  Personalkostenanteil r eduziert  wird,  gemindert.  Von  dieser  Grö­
ße  werden dann  Systemführungspersonalanstiege zzgl.  zugehöriger  VPI-XGen-Entwicklungen  
abgezogen,  um  einen  „Opex-wirksamen  Personalaufwand“  zu kreieren.  

Die Herleitung  wird  hinsichtlich der  Ausgangsgröße  nicht  so  recht  transparent.  Insbesondere  der  
Abzug  von Personal,  welcher  als  CAPEX  dann über  Offshore-Schwestergesellschaften  zurück-
verdient  wird,  müsste hier  mindernd  berücksichtigt  werden.   

Dazu  wären  mithin  noch weitere Aspekte  einzubeziehen.  Der  Personalaufwand  eines Jahres  
müsste  zunächst  zur  Vervollständigung  um  die Aufzinsung  der  Pensionsrückstellungen  erweitert  
werden,  die  regelmäßig  mit  Bestandteil d er  dnbK-Anpassungen  sind.  Angaben  hierzu  waren  im  
Jahresabschluss im  Finanzergebnis enthalten.  Ob  der  Zinszuführung  nicht  angesichts der  sonst  
üblichen,  hier  aber  ausgeblendeten,  Wirkung  auf  der  Passivseite als Abzugskapital e ine  Verzin­
sungsminderung  gegenübergestellt  werden müsste,  wird in dieser  vereinfachenden  Betrachtung  
gleichwohl no ch nicht  betrachtet.  Diese Beträge wurden auch nicht  – wie  gutachterlich gesche­
hen  – auf  Bestandspersonal  und  neu  hinzugetretenes Personal a ufgeteilt,  sondern  als gesamter  
in  einem  Jahr  zu  deckender  Personalaufwand  gezeigt.   

Von  dieser  Ausgangsgröße wäre die  in  der  Erlösobergrenze bereitgestellte  Personalkostenbe­
rücksichtigung  abzuziehen.  Diese umfasst  nicht  allein  die Höhe  des Ausgangsniveaus sondern  
zumindest  die tarifliche  Entwicklung  der  Arbeitskosten in der  Energiewirtschaft,  wie  sie  z.B.  von  
destatis angegeben  wird  und in die  VPI-XGen-Bestimmung  eingeht:  

Index  zu  2011  bzw.  2016 1,05 1,13 1,15 1,16 1,19 1,08 

Aufstiege  von Bestandspersonal i nnerhalb  des Tarifsystems und  die  ggf.  deutlichere Steigerung  
der  Gehälter  im  außertariflichen  Bereich  wird  damit  nicht  als abgegolten  definiert.  Indes geht  
diese Reihe  auch in  die  Bildung  des VPI-XGen ein,  der  entsprechend  das Ausgangsniveau  ge­
samthaft  weiterentwickelt.  

Ferner  sind  die  aus den einzelnen Systemen  EEG  und Offshore additiv  zur  Erlösobergrenze 
zusätzlich bereitgestellten resultierenden  Personaldeckungsbeiträge,  die  nach den  der  Behörde  



 115.197.287 128.852.445 149.637.134 171.275.645 176.700.000 191.700.000

    126.131.287 150.169.445 150.372.134 184.496.645 176.700.000 213.700.000

 -    49.617.835 € 52.226.488 56.219.134 56.855.058 57.435.974 59.126.275 92.689.136

 1.633.088 4.125.107 3.792.632 3.114.790 3.312.907 3.599.788

 25.000.000 25.000.000 25.000.000 25.000.000 25.000.000 25.000.000

   62.188.925 77.764.262 64.781.658 73.315.803 83.219.586 75.960.330

-14.917.214 -12.939.058 -57.214 25.630.078 6.041.231 16.450.746

 - -   3.875.653 6.754.854 10.038.678 14.910.093 20.792.563 25.445.278

 -     15.435.581 € 22.307.147 60.049.874 97.792.601 135.535.328 173.278.056 211.020.783

 37.742.727 48.785.086 47.014.023 56.210.000 66.600.000 116.800.000

41.100.014 79.743.786 107.888.493 124.815.344 188.029.388 220.015.315 761.592.34

  

                

     

3 Als Schlüssel für die OPEX-Pauschale nach Inbetriebnahme dienen die vom Netzbetreiber angegebenen Verhältnisses der AiB-Zugänge zu den Investitionen der Jahre 

sowie die Personalstunden 2014 bis 2019 
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vorliegenden  Informationen  (Angaben  EEG-Konto,  aktivierte und über  DL berücksichtigte Per­
sonalkosten,  hier  schätzweise auf  Basis der  Angaben  2019 und 2016  bestimmt)  allerdings et­
was höher  anzusetzen  sind,  als von  dem  Unternehmen  berücksichtigt  wurde,  abzuziehen.   

Sodann wären die  Personalzusatzkosten  des Geschäftsjahres gesamthaft  abzuziehen,  die  spä­
ter  auf  die  Erlösobergrenze  aufgeschlagen  und wiederverdient  werden  dürfen.  

Zwischenergebnis sind die  in  einem  Geschäftsjahr  gegenüber  dem  Basisjahr  entstehenden 
Über- oder  Unterdeckungen.  Bei d iesem  Unternehmen  sind  durchgängig  Überdeckungen  fest­
stellbar,  so dass für  eine  Schlüsselung  keine  Restgröße mehr  verbleibt.   

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2014-2019 

Personalaufwand (PAW) 

PAW zzgl. Umgliederung Pensionsrückstellungen und Zinsen 

abzgl. EOG Personalberücksichtigung / im Basisjahr - - - - - -

abzgl. EEG - - - - - -

abzgl. Offshore - - - - - -

abzgl. PZK des Geschäftsjahres - - - - - -

Zwischenergebnis 

abzgl. IMA OPEX Pauschale nach Inbetriebnahme - - - - - -

abzgl. AEL Anstieg ggü Basisjahr / Basisjahr betrug - - - - - -

AEL (informatorisch) 

"Personalkostenüberdeckung" - - - - - - - 0 

TenneT TSO GmbH 

Tabelle 7  Überdeckungen Personalkosten 2014 bis 2019 (TenneT TSO  GmbH) 

Dieses Zwischenergebnis ist  jedoch  noch  weiter  um  die  in  den IMA-OPEX-Pauschalen3  enthal­
tenen Personalkosten  und den aktivierten  Eigenleistungen  zu  bereinigen.  Da unberücksichtigte 
Anstiege bei de n  sonstigen  betrieblichen Kosten  und  den  Materialkosten nicht  vorgetragen  wur­
den  sowie die  in  den  Aktivierten Eigenleistungen  zu  ca.  30  %  enthaltenen  Gemeinkostenanteile  
rein  fiktiv  auf  die  Personalstunden  aufgeschlagen werden  (und allein wie  ein  höherer  Stunden­
satz  wirken),  sind  diese  Positionen  vollumfänglich  mindernd anzusetzen.  

Die sich hieraus ergebende Überdeckung  ist  deutlich  und  dürfte die  später  aufgezeigte  mehrfa­
che  Überschreitung  der  kalkulatorisch zugestandenen  Rendite miterklären.  

Die Plausibilisierung  der  von  dem  Unternehmen  vorgelegten  Zahlen ergibt  jedenfalls,  dass  es  in  
keinem  Jahr  eine Ausgangsgröße  „nicht  refinanzierter  Mehraufwand“  gibt,  die  zu  schlüsseln  
wäre.   



)

)
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Darstellung 4 

Das  Unternehmen  bestimmt  wie nachfolgend  ermittelt  Kostenunterdeckungen  aus Personalkos­
tenanstiegen  sowie  der  Systemführung  und  schlüsselt  diese dann  auf  Vorinbetriebnahmezeiten:  

Tabelle  1:  Herleitung  der  berücksichtigten  Personalkosten 

2. RP 3. RP 

      948.790 € 1.535.801 € 1.574.635 € 1.444.373 € 1.394.641 € 124.476 €

      87,06% 76,68% 91,76% 98,65% 91,55% 83,48%

    825.970 € 1.177.677 € 1.444.894 € 1.424.812 € 1.276.738 € 103.918 €

       100,00% 100,00% 100,00% 100,00% 100,00% 100,00%

      825.970 € 1.177.677 € 1.444.894 € 1.424.812 € 1.276.738 € 103.918 €

       49,04% 10,23% 2,97% 1,15% 0,11% 0,00%

          405.055 € 120.433 € 42.898 € 16.326 € 1.350 € 1 €

2. RP 3. RP

2014 2015 2016 2017 2018 2019

      897.978 € 1.772.225 € 2.086.428 € 1.406.335 € 2.017.692 € 317.871 €

      11,82% 15,84% 21,78% 30,14% 35,44% 33,97%

    106.140 € 280.690 € 454.379 € 423.934 € 715.123 € 107.978 €

       22,42% 34,83% 45,36% 60,70% 66,69% 77,73%

      23.798 € 97.767 € 206.122 € 257.313 € 476.943 € 83.934 €

       49,04% 10,23% 2,97% 1,15% 0,11% 0,00%

          11.670 € 9.998 € 6.120 € 2.948 € 504 € 0 €

     849.767 € 1.275.444 € 1.651.016 € 1.682.125 € 1.753.681 € 187.852 €

  

Netzplanung 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

1) Personalkosten (bereinigt und nicht im Ausgangnsiveau enthalten 

davon auf IMA entfallender Anteil (Schlüssel) 

= Personalkosten IMA ingesamt 
2) 

davon auf vor IBN entfallender Anteil (Schlüssel) 

= Personalkosten IMA vor IBN ingesamt 
3) 

davon auf fertiggestelle IMA entfallender Anteil (Schlüssel) 

= Personalkosten vor IBN für bis 2019 fertiggestellte IMA 
4) 

Systemführung und Netz-IT 

1) Personalkosten (bereinigt und nicht im Ausgangnsiveau enthalten 

davon auf IMA entfallender Anteil (Schlüssel) 

= Personalkosten IMA ingesamt 
2) 

davon auf vor IBN entfallender Anteil (Schlüssel) 

= Personalkosten IMA vor IBN ingesamt 
3) 

davon auf fertiggestelle IMA entfallender Anteil (Schlüssel) 

= Personalkosten vor IBN für bis 2019 fertiggestellte IMA 
4) 

∑ Personalkosten vor IBN für IMA insgesamt 

Tabelle 8  Darstellung unterdeckter  Personalkosten 2014 bis 2019 (Transnet BW  GmbH) 

Dieser  Ansatz  bereinigt  im  Ausgangspunkt  die Personalkosten  um  im  Ausgangsniveau  enthal­
tene  Personalkostenanteile  und  schlüsselt  diese dann  zu  100  %  auf  OPEX  vor  Inbetriebnahme.  
Daneben  wurden noch  weitere direkte  Betriebskosten  angegeben.   

Diese  Ableitung  ist  wenig  nachvollziehbar  da  maximal i ntransparent.  Z.B.  haben  Systemfüh­
rungskosten  nichts mit  dem  in  der  Kurzstudie  aufgeführten  Problem  nicht  aktivierbarer  Vorpla­
nungskosten zu  tun.  Die  abgeleiteten  Werte entsprechen auch  in  Relation  gesetzt  einem  mehr­
fachen  der  Angaben der  anderen  Netzbetreiber.  

Aus übergeordneter  Sicht  fehlen  in  der  Betrachtung  mithin  noch  weitere  Aspekte.  Der  Personal­
aufwand  eines Jahres müsste  zunächst  zur  Vervollständigung  um  die  Aufzinsung  der  Pensions­
rückstellungen  erweitert  werden,  die  regelmäßig  mit  Bestandteil d er  dnbK-Anpassungen sind.  
Angaben  hierzu  waren  im  Jahresabschluss  im  Finanzergebnis enthalten.  Ob  der  Zinszuführung  
nicht  angesichts der  sonst  üblichen,  hier  aber  ausgeblendeten,  Wirkung  auf  der  Passivseite  als 
Abzugskapital  eine  Verzinsungsminderung  gegenübergestellt  werden  müsste,  wird  in  dieser  
vereinfachenden  Betrachtung  gleichwohl  noch  nicht  betrachtet.  Diese Beträge  wurden  auch 
nicht  –  wie gutachterlich geschehen  – auf  Bestandspersonal un d  neu hinzugetretenes  Personal  
aufgeteilt,  sondern  als gesamter  in  einem  Jahr  zu  deckender  Personalaufwand  gezeigt.   

Von  dieser  Ausgangsgröße wäre die  in  der  Erlösobergrenze bereitgestellte  Personalkostenbe­
rücksichtigung  abzuziehen.  Diese umfasst  nicht  allein  die Höhe  des Ausgangsniveaus sondern  
zumindest  die tarifliche  Entwicklung  der  Arbeitskosten in der  Energiewirtschaft,  wie  sie  z.B.  von  
destatis angegeben  wird:  

Index  zu  2011  bzw.  2016 1,05 1,13 1,15 1,16 1,19 1,08 

Aufstiege  von Bestandspersonal i nnerhalb  des Tarifsystems und  die  ggf.  deutlichere Steigerung  
der  Gehälter  im  außertariflichen  Bereich  wird  damit  nicht  als abgegolten  definiert.  Indes geht  
diese Reihe  auch in  die  Bildung  des VPI-XGen ein,  der  entsprechend  das Ausgangsniveau  ge­
samthaft  weiterentwickelt.  

Ferner  sind  die  aus den einzelnen Systemen  EEG  und Offshore additiv  zur  Erlösobergrenze 
zusätzlich bereitgestellten resultierenden  Personaldeckungsbeiträge,  die  nach den  der  Behörde  
vorliegenden  Informationen  (Angaben  EEG-Konto,  aktivierte und über  DL berücksichtigte Per­



 35.732.009 44.485.788 50.783.233 53.386.000 60.217.000 71.508.000

    37.479.009 51.633.788 55.898.233 59.178.000 69.371.000 84.087.000

 -    18.245.961 € 19.205.241 20.673.456 20.907.304 21.120.925 21.742.499 41.214.891

 1.361.544 1.832.611 1.809.154 2.114.744 2.564.786 2.315.942

 

   14.449.366 25.420.142 17.839.812 26.584.759 32.405.098 39.666.950

2.462.858 3.707.580 15.341.962 9.357.573 12.658.617 889.217

 - -   1.301.485 1.897.787 2.984.480 4.688.282 6.110.072 6.478.113

 -     0 € 4.147.045 5.768.160 8.279.949 12.287.000 14.976.000 9.482.051

 4.147.045 5.768.160 8.279.949 12.287.000 14.976.000 17.762.000

2.985.673 3.958.367 4.077.534 7.617.709 8.427.455 15.070.947 5.663.77

 

            

    

4 Als Schlüssel für die OPEX-Pauschale nach Inbetriebnahme dient der Mittelwert des vom Netzbetreiber angegebenen Verhältnisses der AiB-Zugänge zu den Investitionen 

der Jahre 2016 bis 2019 
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sonalkosten)  allerdings etwas  höher  anzusetzen  sind,  als  von  dem  Unternehmen  angegeben  
wurde,  abzuziehen.   

Sodann wären die  Personalzusatzkosten  des Geschäftsjahres gesamthaft  abzuziehen,  die  spä­
ter  auf  die  Erlösobergrenze  aufgeschlagen  und wiederverdient  werden  dürfen.  

Zwischenergebnis sind die  in  einem  Geschäftsjahr  gegenüber  dem  Basisjahr  entstehenden 
Über- oder  Unterdeckungen.  Bei d iesem  Unternehmen  sind  fast  durchgängig  Überdeckungen  
feststellbar,  so dass für  eine  Schlüsselung  keine  Restgröße mehr  verbleibt.   

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2014-2019 

Personalaufwand (PAW) 

PAW zzgl. Umgliederung Pensionsrückstellungen und Zinsen 

abzgl. EOG Personalberücksichtigung / im Basisjahr - - - - - -

abzgl. EEG - - - - - -

abzgl. Offshore 

abzgl. PZK des Geschäftsjahres - - - - - -

Zwischenergebnis 

abzgl. IMA OPEX Pauschale nach Inbetriebnahme - - - - - -

abzgl. AEL Anstieg ggü Basisjahr / Basisjahr betrug - - - - - -

AEL (informatorisch) 

"Personalkostenunterdeckung" - - - - - - 0 

TransnetBW GmbH 

Tabelle 9  Überdeckungen Personalkosten 2014 bis 2019 (TransnetBW GmbH)  

Dieses Zwischenergebnis ist  jedoch  um  die in  den  IMA-OPEX-Pauschalen4  enthaltenen  Perso­
nalkosten  und den  aktivierten  Eigenleistungen  zu  bereinigen.  Da unberücksichtigte Anstiege  bei  
den  sonstigen betrieblichen Kosten  und  den  Materialkosten  nicht  vorgetragen  wurden sowie  die 
in  den  Aktivierten  Eigenleistungen  zu  ca.  30  %  enthaltenen Gemeinkostenanteile  rein  fiktiv  auf  
die  Personalstunden aufgeschlagen  werden  (und  allein  wie  ein höherer  Stundensatz  wirken),  
sind  diese Positionen  vollumfänglich  mindernd  anzusetzen.  

Die sich hieraus ergebende Überdeckung  ist  deutlich  und  dürfte die  später  aufgezeigte  mehrfa­
che  Überschreitung  der  kalkulatorisch zugestandenen  Rendite miterklären.  

Die Plausibilisierung  der  von  dem  Unternehmen  vorgelegten  Zahlen ergibt  jedenfalls,  dass  es  in  
keinem  Jahr  eine Ausgangsgröße  „nicht  refinanzierter  Mehraufwand“  gibt,  die  zu  schlüsseln  
wäre.   

Zwischenfazit  zur  Doppelerfassung  

Der  Schlussfolgerung  der  Kurzstudie,  dass bezüglich der  relevanten  Kosten-/Erlösarten  festzu­
halten  bliebe,  dass  im  Wesentlichen  eigene  Personalkosten  beim  Übertragungsnetzbetreiber  im  
Rahmen  der  o.  g.  Phasen  bis zur  Inbetriebnahme anfielen,  die aufgrund  ihrer  fehlenden  Di­
rektzuordnung  nicht  aktiviert  werden  könnten  und  gesondert  zu berücksichtigen  seien,  ist  somit  
nicht  zu folgen.  Auch  nicht  der  Aussage,  dass  innerhalb  der  Personalkosten  nur  ein  Teil üb er  
den  Anpassungsmechanismus der  dauerhaft  nicht  beeinflussbaren  Kosten  in  der  Erlösober­
grenze  berücksichtigt  werden  könne.   

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2014-2019 

"Gesamte  Personalkostenunterdeckung" -136.554.753  -187.630.543 -219.109.993  -249.832.246  -333.694.590  -311.861.290  -1.438.683.416 

Tabelle 10  Überdeckte Personalkosten 2014 bis 2019 (alle ÜNB) 

Dies belegt  die obige Zusammenfassung  der  obenstehenden Tabelle,  in welcher  die Beschluss­
kammer  in  einer  hilfsweisen  Betrachtung  der  These der  Unterdeckung  der  Personalkostenan­
stiege  nachgegangen  ist  und  ergänzend  die Betriebskostenpauschalenanteile  nach Inbetrieb­
nahme,  aktivierte Eigenleistungsanstiege,  Lohnanstiegsvergütungen  im  Anpassungfaktor  VPI-
XGen  sowie  weitere Besonderheiten  in  diesem  Zusammenhang  (Herausrechnen EEG  und  
Offshore)  untersucht  hat.  Bei k einem  Netzbetreiber  verblieben  Unterdeckungen.  
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e)  Unterdeckungen  aufgrund von  Personalkostensteigerungen im  System der  Anreizregu­
lierung  nicht  feststellbar  

Um  zu  prüfen,  ob  nicht  dennoch  Lücken  im  regulatorischen  Gesamtkontext  entstehen,  die  in­
vestitionsmaßnahmeninduzierte  Kostenunterdeckungen  für  Vorinbetriebnahmezeiten  bedeuten,  
hilft  zudem  ein  Blick  darauf,  ob  die  regulatorische  zugestandene  Rendite  in  der  Praxis  erreicht 
werden  kann.  Es ist  nicht  nur  zu  betrachten,  ob sich die  Übertragungsnetzbetreiber  in  der  Ge­
winnzone  befinden,  da  die Kosten  des eingesetzten  Kapitals letztlich  auch  als zu  bedienende  
Kostenposition  einzuordnen  sind.  Insoweit  ist  zu  prüfen  und  zu  analysieren,  ob diese auch er­
reicht  werden konnte.   

 
243.225.575 € 243.225.575 € 243.225.575 € 243.225.575 € 243.225.575 € 329.463.776 

 89.876.844 € 117.930.334 € 166.593.785 € 215.047.165 € 267.424.192 € 207.798.881 

 333.102.420 € 361.155.910 € 409.819.360 € 458.272.740 € 510.649.768 € 537.262.657 

  

  

  
777.726.000 € 177.981.000 € 376.873.000 € 909.052.000 € 1.083.136.000 € 1.315.474.000 
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Abbildung Vergleich der Summe der EK-Verzinsung aus Ausgangsniveau +  IMA und Ergebnis vor Steuern  

Das  Ergebnis ist  eindeutig.  Von  einer  Kostenunterdeckung  ist  insgesamt  wie  partiell ni cht  aus­
zugehen,  wie  die  summarisch  doppelt  so  hohe  handelsrechtlichen  gegenüber  der  kalkulatorisch 
zugestandenen  Eigenkapitalverzinsung  nahelegen.  Das System  der  Anreizregulierung  vermag  
also durchaus weitere Zweifel an   den behaupteten  letztlich so  zu  wertenden Kostenunterde­
ckungen  bei d en Personalkostenanstiegen  zu  wecken.  Hiernach werden  sämtliche  Kosten  bei  
weitem  überkompensiert.  
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VII.  Anwendungsbereich  

Diese  Festlegung  einer  Betriebskostenpauschale  für  den  Zeitraum  bis zum  Zeitpunkt  einer  Inbe­
triebnahme  für  Betreiber  von Übertragungsnetzen kommt  zur  Anwendung,  solange keine  ab­
weichende Betriebskostenpauschale  festgelegt  wurde.   

Die Betriebskostenpauschale  für  den Zeitraum  bis zum  Zeitpunkt  einer  Inbetriebnahme ist  nicht  
nur  auf  noch  zu  stellende  Investitionsmaßnahmenanträge  anzuwenden,  sondern  grundsätzlich 
auch auf  bereits bei  der  Bundesnetzagentur  beantragte und genehmigte Investitionsmaßnah­
menanträge  ab  dem  21.03.2018 anzuwenden.  Damit  ist  die  Betriebskostenpauschale  grund­
sätzlich  bei  allen  Investitionsmaßnahmen berücksichtigungsfähig,  für  die  bereits Anschaffungs­ 
und  Herstellungskosten zu  verzeichnen  sind.  Die  Betriebskostenpauschale  für  den  Zeitraum  bis 
zum  Zeitpunkt  einer  Inbetriebnahme  kommt  erstmalig  bei  der  Berechnung  der  jährlichen  Be­
triebskosten  ab  dem  01.01.2021 zum  Tragen.  § 34  Abs.  12  ARegV  bleibt  im  Übrigen  unberührt.   

C.   Kosten   

Hinsichtlich der  Kosten  bleibt  ein  gesonderter  Bescheid gemäß  § 91  EnWG  vorbehalten.  
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